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Vorbemerkung

Die Anhebung des gesetzlichen Renteneintritts-
alters war schon seit längerer Zeit ein Streitpunkt 
in den Debatten von Politik, Verbänden, der 
Wirtschaft und Wissenschaft. Auch nach der Ent-
scheidung des Gesetzgebers für die Rente mit 67 
bleibt sie umstritten. Für den Insider wie für den 
Laien ist aber oft nicht nachvollziehbar, welche 
Argumente für eine schrittweise Heraufsetzung 
der Regelaltersgrenze und welche dagegen spre-
chen. Bei der Auseinandersetzung mit diesem 
Thema verliert man sich schnell in dem Dschun-
gel unüberschaubarer und widersprüchlicher Weg-
weiser. Was fehlt, ist eine systematische Darstel-
lung der Argumente,  die für oder gegen die Rente 
mit 67 sprechen. Es fehlen auch notwendige Hin-
tergrundinformationen, die für eine sachgerechte 
Beurteilung erforderlich sind.

Wir haben die Professoren Gerhard Bäcker, 
Ernst Kistler und Heinz Stapf-Finé darum gebe-
ten, sich dieser Angelegenheit anzunehmen: Wir 
haben sie nicht nur um eine Analyse und Darstel-
lung der Pros und Kontras gebeten, sondern auch 
darum, am Ende eigene Schlussfolgerungen zu 
ziehen.

Insbesondere bestand ihre Aufgabe darin 
aufzuzeigen, ob eine Heraufsetzung der Regelal-
tersgrenze nötig und realisierbar ist, wie sich dies 
auf unterschiedliche Beschäftigtengruppen aus-
wirkt und ob zunehmende Altersarmut droht. Bei 
der Darstellung von Lösungsvorschlägen kam es 
besonders auf die Beantwortung der Frage an, ob 

eher die Renten- oder die Arbeitsmarktpolitik ge-
fordert ist und welche Rolle Tarifverträge spielen.

Außerdem sollte auf die Frage eingegangen 
werden, ob es in der Vergangenheit klug war, sich 
vorrangig mit dem Thema Rente mit 67 auseinan-
derzusetzen, oder ob es besser gewesen wäre, sich 
um das ständig absinkende Rentenniveau1 zu 
kümmern.

Im Verlaufe der Erstellung dieser Expertise 
wurde recht schnell deutlich, dass sich die Herauf-
setzung der Regelaltersgrenze nachteilig auf die 
Beschäftigtengruppen auswirken wird, die auf-
grund von gesundheitlichen Einschränkungen 
und Erwerbsminderung vorzeitig aus dem Ar-
beitsleben ausscheiden. Wir haben mit den Auto-
ren vereinbart, dem Thema Erwerbsminderung 
einen besonderen Stellenwert einzuräumen, in-
dem hierauf von ihnen in einer gesonderten 
 Expertise eingegangen wird.2 

Wir möchten uns bei den Autoren für ihre 
Ausführungen und die sehr konstruktive Zusam-
menarbeit bedanken. Wir hoffen, dass die Exper-
tisen zur Rente mit 67 und zur Erwerbsminderung 
dazu beitragen, die Diskussion in der Öffentlich-
keit weiter voranzubringen.

Peter König
Leiter Gesprächskreis Sozialpolitik
Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik
Friedrich-Ebert-Stiftung

1 Vgl. Dedring, Klaus-Heinrich; Deml, Jörg; Döring, Diether; Steffen, Johannes; Zwiener, Rudolf 2010: Rückkehr zur lebensstandard-
sichernden und armutsfesten Rente, WISO Diskurs, Friedrich-Ebert-Stiftung. 

2 Vgl. Bäcker, Gerhard; Kistler, Ernst; Stapf-Finé, Heinz 2011: Erwerbsminderungsrente – Reformnotwendigkeiten und Reformoptionen, 
WISO Diskurs, Friedrich-Ebert-Stiftung.
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1. Fragestellung und Vorgehensweise

Der Deutsche Bundestag hat am 9. März 2007 
das Rentenversicherungs-Altersgren zenanpas sungs  -
gesetz beschlossen und damit die schrittweise An-
hebung der Regelaltersgrenze ab 2012 in der Ge-
setzlichen Rentenversicherung vom 65. auf das 
67. Lebensjahr in die Wege geleitet. Diese noch 
zu Zeiten der Großen Koalition getroffene Ent-
scheidung steht bis heute im Mittelpunkt der 
sozial- und gesellschaftspolitischen Auseinander-
setzungen. Bei keinem anderen Reformvorhaben 
äußert sich ein anhaltend hoher Anteil der Be-
völkerung in Meinungsumfragen so negativ. In 
der politischen und wissenschaftlichen Arena 
wird entsprechend leidenschaftlich argumen-
tiert: Während sich auf der einen Seite die christ-
lich-liberale Bundesregierung uneingeschränkt 
für das Vorhaben ausspricht und keinen Zweifel 
daran lässt, dass ab Anfang 2012 die ersten An-
hebungsschritte einsetzen, haben sich auf der an-
deren Seite viele Organisationen und Verbände, 
und hier insbesondere die Gewerkschaften und 
die Sozialverbände, dezidiert dagegen ausgespro-
chen. Argumente und Gegenargumente stoßen 
aufeinander. „Die Rente mit 67 ist alternativlos“, 
so lautet die zugespitzte Position der einen. „Die 
Rente mit 67 ist nur ein verdecktes Rentenkür-
zungsprogramm“, so lautet die Antwort der an-
deren. Eine mittlere Position nimmt die SPD als 
Oppositionspartei ein: Mit der Anhebung der Re-
gelaltersgrenze soll erst begonnen werden – dann 
aber im schnelleren Tempo – wenn die Hälfte der 
60- bis 64-Jährigen einer sozialversicherungspfl ich-
tigen Beschäftigung nachgeht.

Die Härte der Auseinandersetzung ist durch-
aus verständlich, denn es geht um einen histo-
rischen Einschnitt. Vor nahezu 100 Jahren, im 
Jahr 1916 wurde das gesetzliche Rentenalter von 
70 auf 65 Jahre herabgesetzt. Die Möglichkeit, ab 

Vollendung des 65. Lebensjahres eine (nicht um 
Abschläge verminderte) Altersrente beziehen zu 
können, hat also für ein Jahrhundert nachhaltig 
das Bewusstsein und Verhalten der Menschen ge-
prägt. Die Verkürzung der Lebensarbeitszeit und 
die Befreiung vom Zwang, auch noch im Alter 
seine Arbeitskraft anbieten zu müssen, gelten als 
eine der größten sozialen Errungenschaften. 

Ein Blick über den Zaun zeigt, dass auch in 
allen anderen Ländern die dortigen Vorhaben zur 
Anhebung der Regelaltersgrenzen hoch umstrit-
ten sind und zu ernsthaften sozialen Konfl ikten 
geführt haben. So ist es im Jahr 2010 u. a. in 
Ita lien, Spanien, Griechenland und vor allem 
Frankreich zu Großdemonstrationen und Mas-
senstreiks gekommen.

Die vorliegende Publikation versucht, Argu-
mente und Gegenargumente zum Thema einan-
der gegenüberzustellen, im Detail zu analysieren 
und die Kontroverse übersichtlicher zu machen. 
Zu diesem Zweck wird im Verlauf der Analyse 
zwischen fünf Argumentationsebenen unterschie-
den: Diese lassen sich als Fragen verdichten: 
(1) Muss die Regelaltersgrenze erhöht werden, 
um die Rentenversicherung vor dem Hintergrund 
einer steigenden Lebenserwartung und einer 
rückläufi gen Zahl an Beitragszahlern fi nanzierbar 
zu halten?
(2) Ist die Rente mit 67 aus arbeitsmarktpoliti-
schen Gründen notwendig, da in Folge des de-
mografi schen Umbruchs ein Arbeitskräftemangel 
droht, dem durch einen längeren Verbleib im 
Berufsleben entgegengewirkt werden muss?
(3) Wird sich die Beschäftigungslage Älterer so-
weit verbessern, dass älteren Arbeitnehmern zu-
künftig Arbeitsplätze in ausreichender Zahl und 
Qualität zur Verfügung stehen und die Arbeits-
losigkeit abgebaut wird? 
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(4) Führen die höhere Lebenserwartung und der 
bessere Gesundheitszustand dazu, dass die Be-
schäftigten hinsichtlich ihrer physischen und 
psychischen Konstitution sowie qualifi katorischen 
Leistungsfähigkeit in der Lage sein werden, bis 
zum 67. Lebensjahr zu arbeiten? 
(5) Sind negative Rückwirkungen auf die wirt-
schaftliche und soziale Lage älterer Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer und auf ihre Alters-
sicherung zu befürchten, wenn ein nahtloser 
Übergang zwischen Erwerbstätigkeit und dem 
Rentenbeginn bei Erreichen der heraufgesetzten 
Regelaltersgrenze nicht sichergestellt werden 
kann? 

Wie ersichtlich beziehen sich diese Fragen 
und die dahinter stehenden Kontroversen vor 
 allem auf den demografi schen Wandel und seine 
Folgewirkungen. Deshalb sollen vor Eintritt in 
die Darstellung von Argumenten und Gegenar-
gumenten die demografi schen Grunddaten, die 
sich aus den Mittel- und Langfristprojektionen 
entnehmen lassen, skizziert werden. Um klarzu-
stellen und einzugrenzen, worüber gestritten 
wird, wenn das Stichwort „Rente mit 67“ genannt 
wird, werden ebenfalls vorab noch einmal die 
rechtlichen Rahmenbedingungen, die den Über-
gang vom Arbeitsleben in den Rentenbezug der-
zeit bestimmen und in Zukunft bestimmen wer-
den, in Erinnerung gerufen. 
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2.1 Die Anhebung der Altersgrenzen

Das RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz von 2007 
regelt im Kern die Anhebung der Regelaltersgren -
ze vom 65. auf das 67. Lebensjahr. Ab 2012 wird 
die Altersgrenze pro Jahr zunächst um einen, 
dann bis 2029 um zwei Monate angehoben. Da-
mit wird im Übergang für jeden Geburtsjahrgang 
zwischen 1947 und 1963 die Grenze schrittweise 
erhöht (vergleiche Tabelle 1). Mit dem Geburts-
jahrgang 1964 liegt das Regelrentenalter dann 
bei 67 Jahren.

Dieses Vorhaben lässt sich jedoch nicht iso-
liert betrachten. Es steht in der Tradition einer 
Reihe von Reformen, die beginnend mit dem 
Gesetz zur Reform der Gesetzlichen Rentenversi-
cherung (RRG 1992) einen Paradigmenwechsel 
weg von der Politik des berufl ichen Frühausstiegs 
und der Frühverrentung vollzogen haben. So 
wurden die vorgezogenen (fl exiblen) Altersgren-
zen schrittweise (in Monatsschritten) angehoben 
und die noch verbliebenen Möglichkeiten eines 
Rentenbeginns vor dem 65. Lebensjahr mit Ab-
schlägen (0,3 Prozent je vorgezogenem Monat) 

2. Ausgangspunkte

Tabelle 1: 

Die Anpassungsschritte des RV-Altersgrenzenanpassungsgesetzes

Geburtsjahr
Anhebung um 

Monate
auf Alter

Jahr Monat

1947 1 65 1

1948 2 65 2

1949 3 65 3

1950 4 65 4

1951 5 65 5

1952 6 65 6

1953 7 65 7

1954 8 65 8

1955 9 65 9

1956 10 65 10

1957 11 65 11

1958 12 66 0

1959 14 66 2

1960 16 66 4

1961 18 66 6

1962 20 66 6

1963 22 66 10

1964 24 67 0
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versehen. Ziel war es, den über Jahrzehnte aufge-
bauten Anreiz eines vorzeitigen Rentenbezugs 
nach und nach zu nivellieren. Im Ergebnis zeigt 
sich folgender Rechtsstand (noch ohne Berück-
sichtigung der Anhebung der Regelaltersgrenze 
auf 67 Jahre):
– Seit 2001 – mit Wirkung für alle nach 1941 Ge-

borenen – liegt die abschlagsfreie Altersrente 
wegen Arbeitslosigkeit und nach Altersteilzeit 
bei 65 Jahren. Zugleich ist die frühestmögliche, 
mit Abschlägen belegte Inanspruchnahme die-
ser Altersrente beginnend 2006 und endend 
2008 von 60 auf 63 Jahre angehoben worden. 
Ab 1949 Geborene, die die Voraussetzungen 
dieser Altersrente erfüllen, können also erst 
frühestmöglich mit 63 Jahren eine vorgezoge-
ne Rente beziehen – mit einem Rentenabschlag 
von 10,8 Prozent1.

– Seit 2004 – mit Wirkung für alle ab 1944 Ge-
borenen – liegt die abschlagsfreie Altersrente 
für Frauen ebenfalls bei 65 Jahren. Zwar kann 
diese Rente weiter bereits frühestens ab Voll-
endung des 60. Lebensjahres bezogen werden – 
aber mit Abschlägen von 18 Prozent.

– Seit 2002 – mit Wirkung für alle ab 1938 Ge-
borenen – liegt auch die abschlagsfreie Rente 
für langjährig Versicherte bei 65 Jahren. Ein 
vorzeitiger Rentenbezug frühestens ab Voll en-
dung des 63. Lebensjahres ist weiterhin mög-
lich, wird aber mit Abschlägen von 7,2 Prozent 
belegt.

– Seit 2004 – mit Wirkung für alle ab 1941 Ge-
borenen – können Schwerbehinderte eine ab-
schlagsfreie Altersrente erst ab Vollendung des 
63. Lebensjahres beziehen; ein vorgezogener 
Rentenbeginn frühestens ab 60 Jahren ist 
 möglich, wird aber mit Abschlägen von bis zu 
10,6 Prozent versehen. 

Ergänzt wurden diese Maßnahmen durch die Ab-
schaffung der geförderten Altersteilzeit (Ende 
2009, bezogen auf Neuanträge), durch die Ver-
kürzung des Arbeitslosengeldbezugs für Ältere 
(ab 2006) und durch die Abschaffung der sog. 
58er Regelung im Arbeitsförderungsrecht. 

Und als gleichsam letzter Schritt wird ab 
2012, zeitgleich mit dem Beginn der Anhebung 
der Regelaltersgrenze, die Altersrente für Frauen 
und die Altersrente wegen Arbeitslosigkeit und 
nach Altersteilzeit gänzlich aufgehoben. Betrof-
fen davon sind die Jahrgänge 1952 und jünger. 
Ab dann gibt es also, von eher marginalen Aus-
nahmen (z. B. für Bergleute) abgesehen, außer der 
Erwerbsminderungsrente im Prinzip nur noch 
folgende Möglichkeiten eines Renteneintritts 
vor Erreichen der Regelaltersgrenze:
– Schwerbehinderte – mit Wirkung für alle ab 

1964 Geborenen – können ohne Abschläge 
ab dem 65. Lebensjahr (bislang: ab dem 63. Le-
bensjahr) eine Altersrente erhalten. Ein vorge-
zogener Rentenbeginn ist nur noch frühestens 
ab dem 62. Lebensjahr möglich, dann aber fal-
len Rentenabschläge von 0,3 Prozent je vor-
gezogenem Monat bzw. 3,6 Prozent je vorgezo-
genem Jahr an (maximal also 10,8 Prozent);

– Langjährig Versicherte (35 und mehr Jahre War-
tezeit) können weiterhin ab dem 63. Lebens-
jahr vorgezogen eine Altersrente beziehen, die 
Abschläge werden aber auf die ansteigende Re-
gelaltersgrenze bezogen und summieren sich 
beim Abschluss der Anhebungsphase auf ma-
ximal 14,4 Prozent;

– Ohne Abschläge kann eine vorzeitige Alters rente 
ausschließlich von denen bezogen werden, die 
eine besonders lange Versicherungszeit aufwei-
sen. Dieser neu eingeführten Gruppe der sog. 
besonders langjährigen Versicherten (mit 45 und 
mehr Jahren Wartezeit) steht ab dem 65. Le-
bensjahr eine abschlagsfreie Altersrente zu. 

Auch die Erwerbsminderungsrenten werden mit-
telbar von der Anhebung der Regelaltersgrenze 
betroffen. Während nämlich bislang Erwerbs-
minderungsrenten mit Abschlägen belegt werden 
(maximal 10,8 Prozent), wenn sie vor dem 
63. Lebensjahr bezogen werden, wird nach der 
abgeschlossenen Anhebung der Regelaltersgren-
ze auf 67 Jahre das Referenzalter bei 65 Jahren 
liegen. Eine abschlagsfreie EM-Rente ist dann 
also erst ab dem 65. Lebensjahr möglich (Aus-

1 36 x 0,3 Prozent pro Monat. Die Abschläge gelten für die gesamte Rentenbezugsdauer.
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nahme: EM-Rentnerinnen und Rentner mit 40 
Pfl ichtversicherungsjahren).

Betrachtet man rückblickend diesen lang-
jährigen Prozess der Anhebung der Altersgrenzen 
und der Ausweitung von Abschlägen, wird sicht-
bar, dass die Rente mit 67 in ein arbeitsmarkt- 
und rentenpolitisches Gesamtkonzept eingebun-
den ist: Arbeitsmarktpolitisch wird – auch im Be-
reich der Alterserwerbstätigkeit – auf eine Erhö-
hung des Arbeitsangebots und des Anreizes bzw. 
des Drucks zur Aufnahme und Verlängerung von 
Erwerbsarbeit abgestellt2. Und rentenpolitisch do-
mi  niert spätestens seit 2001, im Kontext der Ries-
ter- Reformen (Absenkung des Rentenniveaus 
und Förderung der betrieblichen und privaten 
 Altersvorsorge), ein im SGB VI verankertes (§ 154, 
3) Beitragssatzsicherungsziel, wonach der Bei-
tragssatz bis 2020 nicht über 20 Prozent und bis 
2030 nicht über 22 Prozent liegen darf. Die 
Renten versicherung orientiert sich also nicht 
mehr an einem Leistungs(niveau)ziel, für das die 
Mittel bereit zu stellen sind, sondern die vorgege-
benen Einnahmen stecken den Rahmen für die 
Leistungen ab, die auch das Renteneintrittsalter 
betreffen. 

Trotz dieser gesamtpolitischen Einbindung 
markiert die Rente 67 aber auch eine neue Qua-
lität, da es um die symbolbehaftete Regelalters-
grenze und damit um die grundsätzliche Frage 
nach dem biografi schen Zeitpunkt des Endes der 
Erwerbsverpfl ichtung geht. Zudem sind von dieser 
Entscheidung nicht nur einzelne, abgrenzbare 
Gruppen von Arbeitnehmern betroffen, sondern 
die heraufgesetzte Regelaltersgrenze betrifft un-
mittelbar oder mittelbar alle Beschäftigten, die ab 
2012 erstmalig eine Rente, eine Altersrente oder 
eine Erwerbsminderungsrente beziehen. So wird 
auch verständlich, dass die politischen und sozia-
len Auseinandersetzungen um die Anhebung der 
Regelaltersgrenze weit intensiver waren und sind 

als um die Anhebung der vorgezogenen Alters-
grenzen. 

Die grundsätzliche Bedeutung der Rente 67 
wird auch daran deutlich, dass zwischen dem 
 Gesetzesbeschluss (2007) einerseits und dem Be-
ginn der Anhebungsschritte ein längerer zeit-
licher Vorlauf eingesetzt wurde. Damit sollte 
erreicht werden, dass sich alle Akteure, Arbeit-
nehmer wie auch die Betriebe, auf diesen Prozess 
vorbereiten können. Außerdem ist als Ergebnis 
der Auseinandersetzung über die Rente 67 in 
das Altersgrenzenanpassungsgesetz (§ 154) zu-
gleich eine Bestandsprüfungsklausel aufgenom-
men wor den. Danach hat die Bundesregierung 
vom Jahr 2010 an alle vier Jahre darüber zu be-
richten, ob die Beschäftigungsentwicklung und 
Arbeitsmarktlage sowie die wirtschaftliche und 
soziale Lage älterer Arbeitnehmer ein Festhalten 
an der Rente mit 67 erlauben. Konkrete Indika-
toren hierfür oder gar Schwellenwerte wurden 
allerdings nicht festgesetzt. Im November 2010 
hat das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les (2010a) den ersten Bericht vorgelegt. Dieser 
Bericht sowie eine Stellungnahme der Bundes-
regierung auf eine große Anfrage ebenfalls aus 
dem Jahr 2010 werden in den nachfolgenden 
Ausführungen ausführlich berücksichtigt werden.3

2.2 Die demografi schen 
 Rahmenbedingungen

Die bereits realisierten wie die zukünftigen Schrit-
te zur Durchsetzung eines späteren Berufsaus-
stiegs und eines späteren Rentenbeginns nehmen 
zentral Bezug auf den demografi schen Wandel 
und seine Folgewirkungen. Als Hauptargument 
für die Rente 67 gilt die Aussage, dass sich infolge 
der Doppelwirkung von steigender Lebenser-
wartung und anhaltend niedriger Geburtenrate 

2 Die mit dem Sammelbegriff „Hartz-Gesetze“ belegten Arbeitsmarktreformen setzen sich aus einer Fülle von Einzelmaßnahmen und 
-regelungen zusammen (u. a. Deregulierung atypischer Beschäftigungsverhältnisse, Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozial-
hilfe durch das SGB II, Verkürzung der Bezugsdauer der Versicherungsleistung Arbeitslosengeld). Sie zielen maßgeblich auf eine Auswei-
tung von und Einmündung in einfache und Niedriglohntätigkeiten ab, um über diesen Weg Arbeitslosigkeit zu bekämpfen.

3 Dabei handelt es sich um eine Antwort der Bundesregierung auf eine Große Anfrage vom 23.6.2010 (Deutscher Bundestag 2010a) und 
um den Bericht zur Bestandsprüfungsklausel vom November 2010 (BMAS 2010a).
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auch die Lebensarbeitszeit und das Rentenein-
trittsalter nach oben verschieben müssen. 

In verkürzter und vereinfachter Form sind 
die demografi schen Veränderungen wie folgt zu 
skizzieren: 
– Die mittlere wie auch die fernere Lebenserwar-

tung steigen kontinuierlich an. So lag die fer-
nere Lebenserwartung nach dem vollendeten 
65. Altersjahr für einen Mann laut Sterbetafel 
1871 / 1881 bei nur 9,55 Jahren (Frauen 9,96 
Jahre) – laut Sterbetafel 2007 / 2009 ist aber 
mittlerweile davon auszugehen, dass 65-jähri-
ge Männer im Durchschnitt noch mit einer fer-
neren Lebenserwartung von 17,22 Jahren rech-
nen können, Frauen sogar mit 20,52 Jahren 
(Statistisches Bundesamt 2010). Entsprechend 
steigt bei gegebenem Renteneintrittsalter die 
Rentenbezugsdauer. 

– Gleichzeitig wachsen aufgrund der anhaltend 
niedrigen Geburtenziffern (seit Anfang der 
1970er Jahre etwa 1,4 Kinder je Frau) weniger 
Junge nach. 

In der Kombination dieser beiden Effekte wird die 
Einwohnerzahl in Deutschland zurückgehen. Ge-
wichtiger ist aber, dass sich zugleich die Alters-
struktur der Bevölkerung nachhaltig verschiebt. 
Anzahl und Anteil der älteren Bevölkerung (über 
65 Jahre) nehmen kontinuierlich zu, während 
Anzahl und Anteil der Jüngeren (unter 20 Jahre) 
und auch der Personen im erwerbsfähigen Alter 
rückläufi g sind. Und innerhalb der Gruppe der 
Personen im erwerbsfähigen Alter steigt das 
Durchschnittsalter. Auf dem Arbeitsmarkt und in 
den Betrieben und Verwaltungen fi nden sich ver-
stärkt ältere Beschäftigte, während immer weni-
ger jüngere nachrücken. Auch durch eine (künf-
tig wieder stärkere) Zuwanderung lassen sich die 
vorstehend genannten Entwicklungen wohl al-
lenfalls leicht abschwächen, aber nicht grund-

sätzlich umdrehen. Gleiches würde auch für eine 
(relativ unwahrscheinliche) deutliche Steigerung 
der Geburtenziffern gelten – wobei die Wirkungs-
verzögerungen dabei noch langfristiger wären.

Legt man für den Blick in die Zukunft die 
 aktuellste 12. koordinierte Bevölkerungsvoraus-
berechnung (12. kBvb) des Statistischen Bundes-
amtes (2009) zu Grunde, so lassen sich z. B. fol-
gende markante Orientierungspunkte benennen 
(wobei hier nur die beiden „mittleren“ Voraus-
berechnungsvarianten4 angesprochen werden):
– Bis 2030 würde die Bevölkerung in Deutsch-

land danach von 81,7 Millionen (2009) auf 
zwischen 77,4 und 79,0 Millionen zurückge-
hen und bis 2060 auf zwischen 64,7 und 70,1 
Millionen5

– Die Bevölkerung im Erwerbsalter (20 bis unter 
65 Jahre) würde sich bis 2030 von 50 Millio-
nen Personen im Jahr 2009 auf zwischen 42 
und 43 Millionen, bis 2060 auf zwischen 33 
und 36 Millionen reduzieren.

– Die Bevölkerung im Rentenalter (über 65 Jah-
re) würde von 16,7 Millionen (2009) auf 22,3 
Millionen Personen im Jahr 2030 anwachsen 
und im Jahr 2060 immer noch bei etwa 22 
Millionen Personen liegen. 

Zwar liegt die Frage nahe, ob diese Vorausbe-
rechnungen nun „richtig“ oder „falsch“ sind, ob 
also die Befürworter einer längeren Lebensar-
beitszeit und eines heraufgesetzten Rentenein-
trittsalters „recht haben“. Eine Antwort darauf 
kann es allerdings nicht geben, da die Berech-
nungen entscheidend von den Annahmen ab-
hängen, die in die Rechnung eingehen. Unter-
stellt wird in den mittleren Vorausberechnungs-
varianten, dass die Geburtenhäufi gkeit annä-
hernd konstant bleibt (1,4 Kinder je Frau) und 
dass die Lebenserwartung weiter langsam ansteigt 
(Lebenserwartung neugeborener Jungen / Mäd-

4 Die kBvb sind keine Prognosen, sondern Alternativrechnungen des Typs „wenn – dann“. Die beiden „mittleren“ Varianten unterschei-
den sich dadurch, dass im einen Fall eine jährliche Nettozuwanderung von 100.000, im anderen von 200.000 Personen unterstellt 
wird.

5 1960 lag in Gesamtdeutschland (BRD und DDR) die Gesamtbevölkerung bei 73,1 Millionen Personen – der demografi sch bedingte Rück-
gang der Bevölkerung bis zum Jahr 2060 fällt also keineswegs „dramatisch“ aus. 
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chen im Jahr 2060: 85,0 / 89,2 Jahre). Bei der 
 Nettozuwanderung wird einerseits mit jährlich 
100.000, andererseits mit jährlich 200.000 Per-
sonen gerechnet. Treten diese Annahmen in 
etwa ein, dann geben die Vorausberechnungen 
einen guten Eindruck über Niveau und Alters-
struktur der Bevölkerung in der Zukunft. Treten 
sie nicht ein, kann sich eine Abschwächung oder 
aber auch eine Verstärkung des Trends ergeben. 

Bei dem überaus langen Zeithorizont bis 
2060 muss bedacht werden, dass bereits geringe 
Veränderungen in den Annahmen nachhaltige 
Folgewirkungen haben6. Auf der anderen Seite ist 
zu sehen, dass die Älteren von morgen schon 
heute leben und dass sich die Erwerbstätigen-
generation von morgen aus den Kindern von 
heute zusammensetzt.

6 Es ist zweifellos ein Stück „Kaffeesatzleserei“ (vgl. Bosbach, Bingler 2009) dabei, wenn man solch langfristige Berechnungen anstellt. 
Auch ist anzumerken, dass die Ausgangszahlen aus der Bevölkerungsstatistik für 2008 / 09 weit unsicherer sind als in der Öffentlichkeit 
bekannt. So gibt es gute Gründe für die Annahme, dass die tatsächliche Bevölkerungszahl in den oberen Altersgruppen von den Zahlen 
der amtlichen Statistik erheblich (nach unten) abweicht (vgl. Scholz, Jdanov 2008). Solche „Fehler“ setzen sich in den Vorausberechnun-
gen nicht nur fort, sondern wachsen.
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3.1 Argumente

Die Anhebung der Regelaltersgrenze auf 67 Jahre 
begründet sich zunächst einmal aus der Perspek-
tive der Gesetzlichen Rentenversicherung: Aus 
Sicht der Befürworter ist eine Erhöhung der Re-
gelaltersgrenze unvermeidbar, um die Renten 
auch in Zukunft fi nanzierbar halten zu können. 
Ein späterer Rentenbeginn führt danach unter 
sonst gleichen Bedingungen zu einer kürzeren 
Rentenbezugsdauer7, mindert also die Folgen der 
steigenden Lebenserwartung und begrenzt auf 
diese Weise den Zuwachs der Rentenausgaben. 
Zugleich – so die Erwartung – führt ein längerer 
Verbleib im Arbeitsleben zu höheren Beitrags-
einnahmen, so dass die Rentenfi nanzen von zwei 
Seiten her entlastet werden und ansonsten dro-
hende Beitragssatzanstiege, die die Beitragsziele 
übersteigen, vermieden werden können. So 
schreibt die Bundesregierung: „Die An hebung 
der Altersgrenzen dient auch als Ins trument zur 
Sicherstellung der nachhaltigen Finanzierbarkeit 
der gesetzlichen Rentenversicherung… Damit ist 
die Maßnahme ein Element für die generationen-
gerechte Ausgestaltung der gesetzlichen Renten-
versicherung.“ (Deutscher Bundestag 2010a: 4)

Empirisch untermauert wird diese fi nanzie-
rungspolitische Zielsetzung mit den zu erwarten-
den bzw. zu befürchtenden demografi schen Be-
lastungsquotienten. Eine prominente Rolle spielt 
hier der Altenquotient. Dieser beschreibt das Zah-
lenverhältnis aus Einwohnern im Rentenalter zur 
Einwohnerzahl im erwerbsfähigen Alter, wobei 
die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter ebenso 
unterschiedlich abgegrenzt sein kann (z. B. 20 - 60 
Jahre oder 20 - 65 Jahre) wie die ältere, nicht 

mehr erwerbstätige Bevölkerung (über 60 Jahre 
oder über 65 Jahre). Je nach Wahl errechnen sich 
unterschiedlich hohe Quotienten8, aber im Prin-
zip verläuft die zeitliche Entwicklung dieser 
Altenquotienten recht parallel (vgl. Kistler 2006: 
210 ff.).

Abbildung 1 zeigt auf Basis von Daten der 
amtlichen Statistik für die Jahre seit 1950 und der 
12. kBvb für die Zukunft die Entwicklung des 
Altenquotienten 20 / 65 bis 2060, der sich bis da-
hin gegenüber heute beinahe verdoppeln wird. 
Gleichzeitig sinkt der Jugendquotient bis 2060 
praktisch nicht mehr; für die „Entlastung“ der 
Generationen im Erwerbsalter durch weniger 
Kinder und Jugendliche gibt es also keine Hoff-
nung. Vielmehr steigen der Altenquotient und 
zugleich der Gesamtquotient.

Die Schlussfolgerung aus diesem Verlauf lau-
tet: Kommen heute auf 100 Personen im Er-
werbsalter 34 Ältere, so werden es im Jahr 2060 
bereits 67 Ältere sein. Wird nun die Regelalters-
grenze auf 67 erhöht, vermindert sich die Zahl 
der Älteren und erhöht sich die Zahl der Men-
schen im Erwerbsalter, so dass im Ergebnis der 
Altenquotient weniger stark ansteigt bzw. niedri-
ger liegt. 

Von daher liegt das Argument nahe, dass der 
Trend eines Zurückdrängens der Frühverrentung 
und eines Anstiegs des Rentenzugangsalters ver-
stärkt werden muss. Und dies erfordere nicht 
nur – wie bereits geschehen – eine enge Begren-
zung eines vorzeitigen Rentenbezugs und dessen 
fi nanzielle Neutralisierung durch Abschläge, son-
dern eben auch die Anhebung der Regelalters-
grenze und die entsprechende Erhöhung der Ab-
schläge bei einem vorgezogenen Rentenbezug. 

3. Gewährleistung der Finanzierbarkeit der Rentenversicherung?

7 Oder die entsprechend hohen Abschläge bei einem vorgezogenen Rentenbezug gleichen die längere Bezugsdauer auf lange Frist aus.
8 Je weiter die Altersspanne der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter gesteckt ist und je enger die Altersspanne der älteren Bevölkerung, 

desto niedriger fällt der Altenquotient aus.
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Ansonsten sei eine Anhebung der Beitragssätze 
und/oder ein weiteres Absenken des Rentenni-
veaus unvermeidlich. Entscheidend ist in dieser 
Argumentation der Hinweis auf die Stabilisierung 
des Beitragssatzes. Beitragssatzanhebungen in 
der Sozialversicherung insgesamt und in der Ren-
tenversicherung im Besonderen sollen auf jeden 
Fall vermieden werden, um eine Überforderung 
sowohl der Wirtschaft (Stichwort: „Lohnneben-
kosten“) als auch der Beschäftigten, insbesondere 
aus der jüngeren, nachrückenden Generation, 
auszuschließen. 

3.2 Gegenargumente

3.2.1 Demografi sche Quotienten und 
 Erwerbstätigkeit

Dass der demografi sche Umbruch zu einer Belas-
tung der sozialen Sicherungssysteme, vor allem 
der Alterssicherung, führt, ist offensichtlich. 
Wenn sich das zahlenmäßige Verhältnis zwischen 
mittlerer und älterer Generation verschiebt und 
die Älteren länger leben und länger eine Rente 
beziehen, dann wirkt sich dies auf die Finan-
zierung aus9. Die Daten der Rentenversicherungs-

9 Entgegen mancher Annahmen belastet die Verlängerung der Lebenserwartung gleichermaßen die kapitalgedeckten Systeme der Alters-
vorsorge. Bei einem längeren Leistungsbezug errechnen sich entweder höhere Beiträge oder aber sinkende Leistungen je Lebensjahr.

Abbildung 1: 

Jugend-, Alten- und Gesamtquotient 1950 - 2060. Bevölkerung im 

erwerbsfähigen Alter: 20 - 65 Jahre, Vorausberechnungsvariante 1 W1* 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2009: 20.

* Variante 1 W1: „Mittlere Bevölkerung Untergrenze“: Geburtenhäufi gkeit 
annähernd konstant (1,4 Kinder je Frau), Lebenserwartung Basisannahme 
(mittlere Lebenserwartung 2060: Jungen / Mädchen 85 bzw. 89,2 Jahre, 
jährlicher Wanderungssaldo 100.000 Personen ab 2014.

20

1950

80

40

200060 70 80 90 10 20 30 40 50 60

100

60

0

Quotient

19

47

16

51

27

46

27

34

34

31

39

29

62

31

67

31

67 66
73

61
65

68

93 98

Altenquotient

Jugendquotient

Gesamtquotient



Friedrich-Ebert-Stiftung

14

WISO
Diskurs

statistik weisen auf das Problem hin: So betrug 
die durchschnittliche Bezugsdauer einer Versi-
chertenrente 1960 in den alten Bundesländern 
9,9 Jahre und stieg bis 2009 auf 18,1 Jahre (vgl. 
DRV 2010). 

Allerdings ist das Verhältnis zwischen Demo-
grafi e und der Finanzierung des Sozialstaates all-
gemein und der Rentenfi nanzen im Besonderen 
keineswegs so eindeutig, wie es die Darstellung 
des Altenquotienten suggeriert. Die Verhältnisse 
erweisen sich als komplexer, da die zukünftigen 
fi nanziellen Belastungen des Sozialstaates nicht 
allein aus der Gegenüberstellung von „älterer“ 
Bevölkerung und Bevölkerung „im erwerbsfähi-
gen Alter“ abgeleitet werden können. 

Der Blickwinkel ist zu erweitern: Es geht um 
die Relation von „Aktiven“ zu „Inaktiven“ ins-
gesamt und um das ökonomische Problem, wel-
cher Anteil der Wertschöpfung auf all jene Perso-
nen übertragen werden muss, die über kein Ein-
kommen aus Erwerbstätigkeit (mehr) verfügen. 
Die Einkommensübertragungen an ältere Men-
schen machen dabei nur einen Teil der gesamten 
Einkommensübertragungen der Erwerbstätigen 
an die Nicht-, Noch-nicht- und Nicht-mehr-Er-
werbstätigen aus. Zu berücksichtigen sind nicht 
nur die Kinder und Jugendlichen, sondern auch 
die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter zwi-
schen 20 und 65 Jahren. Denn nur ein Teil davon 
ist auch tatsächlich erwerbstätig. Nicht erwerbs-
tätig sind u. a. Personen in Ausbildung, Haus-
frauen, Erwerbsgeminderte und Arbeitslose. Es 
kommt also nicht auf die Zahl der Erwerbsfähi-
gen, sondern auf die Zahl der tatsächlich steuer- 
und beitragszahlenden Erwerbstätigen an. Auf 
demografi sche Vorausberechnungen reduzierte 
Aussagen geben notwendigerweise ein einseitiges 
und damit falsches Bild über die Zukunft. 

Für die Frage nach der Belastung der Ren-
tenversicherung ist deshalb der Altenquotient 
ungeeignet, aussagefähiger sind der Rentenfall-

quotient (Verhältnis zwischen der Anzahl der zu 
zahlenden Renten und der Anzahl der beitrags-
zahlenden Versicherten) oder präziser noch der 
Eckrentnerquotient (Rentenausgaben dividiert 
durch Standardrente im Verhältnis zu den Bei-
tragszahlern)10. Diese Quotienten refl ektieren die 
zukünftige Erwerbsbeteiligung der Bevölkerung 
und ihr Anstieg fällt umso weniger stark aus, je 
deutlicher sich die Erwerbstätigenquote nach 
oben entwickelt.  Wenn es dazu kommt, dass sich 
die Frauenerwerbstätigenquote weiter erhöht und 
die Zahl der Arbeitslosen reduziert, wird die Ent-
wicklung der Erwerbstätigen einen anderen Ver-
lauf nehmen als die Entwicklung der Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter. Es verbessert sich nicht 
nur die Einnahmebasis der Rentenversicherung, 
zugleich vermindern sich auch arbeitsmarktbe-
dingte Ausgaben, insbesondere im Bereich des 
SGB III und SGB II. 

Die Erhöhung der Alterserwerbstätigkeit ist 
deshalb ein zweifelsohne wichtiges Element in 
einer Strategie der größtmöglichen Ausschöpfung 
des Erwerbspersonenpotenzials. Um dies zu errei-
chen, bedarf es aber auf absehbare Zeit keiner An-
hebung der Regelaltersgrenze. Denn übersehen 
wird dabei, dass das durchschnittliche Rentenzu-
gangsalter (Altersrenten) in den letzten Jahren 
zwar angestiegen ist11 (vgl. Abbildung 2), aber im-
mer noch unterhalb der Regelaltersgrenze 65 liegt 
und – wichtiger noch – dass das durchschnittli-
che Erwerbsaustrittsalter nach wie vor deutlich 
vor dem durchschnittlichen Renteneintrittsalter 
liegt.

Hier wären zunächst einmal die Vorausset-
zungen dafür zu schaffen, dass möglichst viele 
Beschäftigte bis zur derzeitigen Regelaltersgrenze 
in Beschäftigung bleiben bzw. kommen. Das setzt 
zum einen das Vorhandensein von entsprechen-
den Arbeitsplätzen, den Abbau von Arbeitslosig-
keit und Erwerbsminderungsfällen voraus. Zum 
anderen müssen die Beschäftigten hinsichtlich 

10 Die Zahl der Rentner wird auf eine fi ktive Eckrentnerzahl umgerechnet, indem die prognostizierten Rentenausgaben insgesamt durch 
die Eckrente (Rente nach 45 Jahren Durchschnittsverdienst = 45 Entgeltpunkte) geteilt und mit der Zahl der Beitragszahler ins Verhältnis 
gesetzt werden. Die Tatsache, dass gegenwärtig Männer bei ihrem Renteneintritt nur durchschnittlich 40,2 Entgeltpunkte (EP) und 
Frauen 26,2 EP erzielen, unterstreicht den Sinn dieser Vorgehensweise.

11 Insofern haben die Schritte zur Begrenzung des vorzeitigen Rentenbezugs bei den nachrückenden Geburtsjahrgängen Wirkung gezeigt.
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ihrer physisch-psychischen Leistungsfähigkeit und 
ihres Qualifi kationsniveaus auch in der Lage sein 
bzw. in die Lage versetzt werden, länger zu arbei-
ten. Das Festlegen einer neuen Regelaltersgrenze 
alleine trägt dazu nicht bei. Geregelt wird damit 
lediglich, dass eine abschlagsfreie Altersrente erst 
später bezogen werden kann, nicht aber, ob auch 
bis zu diesem Alter gearbeitet wird. Eher weisen 
die Arbeitsmarktdaten auf das Risiko hin, dass ein 
Großteil der Älteren statt länger zu arbeiten, län-
ger arbeitslos sein wird (vgl. weiter hinten). Wenn 
also ausschließlich auf eine Begrenzung der Ren-
tenlaufzeit bzw. auf eine entsprechende Anhe-
bung von Abschlägen abgestellt würde, hat die 
Rente mit 67 schlicht den Charakter einer Leis-
tungseinschränkung.

3.2.2 Beitragsbelastungen und 
 wirtschaftliche Leistungsfähigkeit

Für die Finanzierung der Sozialleistungen an eine 
wachsende Zahl älterer Menschen kommt es al-
lerdings nicht nur darauf an, wie groß die Zahl 
der im Erwerbsleben stehenden aktiven Bevölke-
rung ist, welches Arbeitsvolumen12 sie auf sich 
vereinigen und welchen Finanzierungsbeitrag sie 
über Steuern oder Beiträge leisten. Aus der Rela-
tion der Zahl der Köpfe alleine lässt sich nämlich 
noch nicht beurteilen, ob höhere Belastungen 
auch zu verkraften sind. Wichtig für die Zah-
lungsbereitschaft und Zahlungsfähigkeit im ge-
nerativen Übertragungsprozess ist gleicherma-
ßen, welche Höhe die individuellen Einkommen 

Abbildung 2: 

Durchschnittliches Alter beim Erstbezug von Altersrenten im Kohortenvergleich

nach Geschlecht, alte Bundesländer, Geburtenjahrgänge 1904 -1944

Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund 2010, Rentenversicherung in Zeitreihen, Berlin.

* z.T. unerfasst wegen verspäteter Antragstellung bzw. Meldung.
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haben, die in Zukunft erwirtschaftet werden. Die 
Einkommensentwicklung entscheidet, ob es ge-
lingt, steigende Beitrags- und/oder Steuerbelas-
tungen auch ohne Realeinkommensverluste zu 
realisieren. Zu berücksichtigen sind also die ge-
samtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen, näm-
lich die Zuwachsraten von Sozialprodukt, Pro-
duktivität und Arbeitseinkommen. 

Wenn es auch in Zukunft zu Produktivitäts- 
und Einkommenszuwächsen kommt bzw. die 
 Voraussetzungen dafür gesichert werden, lassen 
sich die demografi schen Finanzierungsbelastun-
gen entschärfen. Unterstellt man  – wie in einem 
Prognos-Szenario, das von der Rürup-Kommis sion 
in Auftrag gegeben worden ist (Bundesministe-
rium für Gesundheit und Soziale Sicherung 2003: 
61), für die Zeitspanne bis 2030 / 2040 moderate 
Wachstumsraten von Bruttoinlandsprodukt pro 
Kopf und Produktivität (hier wird von einem 
Anstieg von 1,8 Prozent pro Jahr ausgegangen), 
ergeben sich trotz insgesamt steigender Beitrags-
sätze bei den Erwerbstätigen immer noch Netto-
realeinkommenszuwächse. Kommen diese Pro-
duktivitätszuwächse nämlich nicht – wie in den 
vergangenen Jahrzehnten – vorrangig der Kapi-
talseite zugute –, sondern schlagen sich gleich-
gewichtig auch bei den Einkommen der Arbeit-
nehmer nieder13, so lässt sich daraus auch eine 
künftig steigende Rentenlast fi nanzieren, ohne 
dass die Arbeitnehmer reale Einkommenseinbu-
ßen gegenüber heute hinnehmen müssen. 

Das hochgesteckte Ziel einer Beitragssatzsta-
bilität muss deshalb deutlich relativiert werden. 
Obgleich es sich um zukünftige, erst langfristig 
und schrittweise auftretende Beitragssatzerhö-
hungen  handelt, werden steigende Beitragssätze 
in der politischen Diskussion auf die Gegenwart 
bezogen, obgleich höhere Beitragssätze in der Zu-

kunft womöglich leichter zu verkraften sind als 
niedrigere Beitragssätze in der Gegenwart. 

Berücksichtigt man dabei noch, dass die pri-
vate Altersvorsorge, die die Absenkung des Leis-
tungsniveaus der Rentenversicherung kompen-
sieren soll, allein von den Beschäftigten zu zahlen 
ist, wird offensichtlich, dass sich das Ziel der Bei-
tragssatzstabilität allein auf die Unternehmen 
und die Begrenzung der Lohnnebenkosten14 be-
grenzt. Denn die Verschiebung von Teilen der 
 Alterssicherung in die kapitalgedeckte, steuerlich 
geförderte betriebliche und private Altersvorsor-
ge, macht deutlich, dass den Versicherten durch-
aus deutlich höhere Belastungen abverlangt wer-
den15. Der hälftige Beitragssatz zur Rentenver-
sicherung (9,95 Prozent) und der private Vor-
sorgeanteil (4 Prozent) summieren sich auf eine 
Einkommensabzugsquote von 13,95 Prozent.

Überraschend ist, dass die Rentenversiche-
rungsträger wie die Bundesregierung den „Spar-
effekt“, der von der Rente mit 67 bis zum Jahr 
2030 auf die Rentenversicherungsbeiträge aus-
geht, lediglich auf ca. einen halben Beitragssatz-
punkt veranschlagt wird (vgl. Gunkel 2010: 28; 
Deutscher Bundestag 2010: 96). Dies ist u. a. 
 darauf zurückzuführen, dass die Altersgrenzen-
anhebung infolge der Ausgestaltung der Renten-
anpassungsformel Rückwirkungen auf die An-
passungsdynamik hat. Zudem bleibt infolge der 
Altersrente ab 65 für besonders langjährig Ver-
sicherte ein (in seiner Größenordnung nur schwer 
abschätzbarer) Kreis Älterer von Abschlägen ver-
schont. Angesichts dieser Größenordnung des 
Sparvolumens ist die Vermutung nahe liegend, 
dass die Beitragszahler, die die Rente mit 67 mit 
großer Mehrheit ablehnen, auch bereit wären, 
diese Belastung paritätisch mit den Arbeitgebern 
zu tragen. 

13 Wobei höhere Löhne (ebenso wie eine breitere Beitragszahlerbasis) natürlich später auch höhere Rentenanwartschaften zur Folge haben.
14 Analysen zur Bedeutung der Lohnnebenkosten kommen zu dem Befund, dass die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung gerade 

einmal 15,1 Prozent der Gesamtarbeitskosten ausmachen. Gewichtet man die Gesamtarbeitskosten mit der Stundenproduktivität, dann 
zeigt sich, dass der Anstieg der so ermittelten Lohnstückkosten in den Jahren seit 2000 deutlich niedriger liegt als in den anderen Indus-
trieländern. Die außerordentlich gute Wettbewerbsposition Deutschlands auf dem Weltmarkt, die sich in den steigenden Leistungs-
bilanzüberschüssen dokumentiert, ist das Ergebnis dieser Entwicklung (vgl. Bäcker 2008 a: 338 ff.). 

15 Immerhin zeigt das Sozialbudget z. B., dass die wachsenden Anteile des Staates zur Finanzierung der Sozialleistungen mit immer gerin-
geren Finanzierungsbeiträgen der Unternehmen einhergehen, während der Finanzierungsanteil der privaten Haushalte leicht wächst 
(vgl. BMAS 2010 b).
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4.1 Argumente

Da der demografi sche Umbruch nicht nur Rück-
wirkungen auf die Zahl der Älteren hat und zu 
einem Anstieg der Rentenempfänger führt, son-
dern ebenfalls zu einem Rückgang der Bevölke-
rung im erwerbsfähigen Alter, spielen in der De-
batte um das Pro und Contra einer Regelaltersgren-
ze 67 auch arbeitsmarktpolitische Argumente eine 
gewichtige Rolle. So besteht die Befürchtung, dass 
es ohne eine Anhebung der Altersgrenzen ver-
mehrt zu einer Verknappung auf dem Arbeitsmarkt 
und zu einer Gefährdung von Wachstum und 
Wettbewerbsfähigkeit kommen werde. Da weni-
ger Junge nachwachsen, müsse das Potenzial der 
Älteren, insbesondere deren Erfahrungswissen, 
ge nutzt werden. Angesichts der Bugwelle der 
Baby boomer komme es aber zu einem schubwei-
sen Ausscheiden der Älteren; der abrupte Verlust 
des Erfahrungswissens Älterer stelle auf der ein-
zelbetrieblichen Ebene eine Bedrohung für die 
Betriebe dar und führe auch auf gesamtwirt schaft-
licher Ebene zu wirtschaftlichen Problemen. 

Diese Argumentationskette lässt sich anhand 
mehrerer Zitate der Bundesregierung verdeutli-
chen: „Der demografi sche Wandel führt zu einer 
erheblichen Verringerung des Potenzials an Er-
werbspersonen, das außerdem deutlich älter wird… 
Um den gesellschaftlichen Wohlstand und die in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit zu sichern, 
muss das Erwerbspersonenpotenzial durch eine 
höhere Erwerbsbeteiligung von Älteren stärker als 
bislang genutzt werden.“ (BMAS 2010 a: I) „In 
Z ukunft droht eine erhebliche Arbeitskräftelücke. 
Auf das Potenzial der Älteren kann die deutsche 

Wirtschaft daher nicht länger verzichten.“ (eben-
da, S. III) „Der demografi sch bedingte Rückgang 
des Arbeitskräfteangebots stellt die Frage nach 
der Deckung des branchenspezifi schen und ge-
samtwirtschaftlichen Arbeitskräftebedarfs zuneh-
mend in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit. 
Es droht ein Arbeitskräftemangel, der je nach 
Branche, Qualifi kation und Region in Deutsch-
land un terschiedlich ausfallen wird.“ (BMAS 
2010a: 11) „Mit dem demografi schen Wandel 
wird in Zukunft auch die Zahl junger qualifi zierter 
Erwerbspersonen zurückgehen. Mit der Anhebung 
der Altersgrenzen wird deswegen auch einem 
drohen den Fachkräftemangel entgegengewirkt.“ 
(Deutscher Bundestag 2007: 2)

Begründet werden diese Aussagen durch den 
Rückgriff auf die Ergebnisse der demografi schen 
Vorausberechnungen: Die Bevölkerung im Er-
werbsalter insgesamt und insbesondere in den 
jungen und mittleren Altersgruppen wird sehr 
stark zurückgehen und 2030 nur noch in den 
 Altersjahrgängen ab dem 59. Lebensjahr größer 
sein als 2010 (vgl. Abbildung 3). Insbesondere in 
den Jahren bis 2025 werden sehr stark besetzte 
Jahrgänge in die rentennahen Altersgruppen hin-
einwachsen und später dann in den Rentenbezug 
überwechseln, während die Zahl der nachrücken-
den Jüngeren deutlich kleiner ausfällt. Diese 
Verschiebungen von Einwohnerzahlen und Al-
tersstruktur wirken sich auf das Angebot an Ar-
beitskräften aus („Erwerbspersonenpotenzial“)16, 
wobei die tatsächliche Höhe und Entwicklungs-
richtung des Arbeitskräfteangebots von der Er-
werbsbeteiligung der einzelnen Altersgruppen 
abhängt. 

4. Drohende Arbeitskräfteknappheit oder anhaltendes 

 Ungleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt?

16 Die Bundesregierung verwendet bei ihrer Argumentation ein Potenzialkonzept, das vom traditionellen Konzept des IAB zur Berechnung 
eines „Erwerbspersonenpotenzials“ abweicht und die „Stille Reserve“ nicht enthält (vgl. BMAS 2010a: 9).
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Das Statistische Bundesamt hat mit seiner zwölf-
ten   Koordinierten  Bevölkerungsvorausbe rech nung  
(kBvb) vom November 2009 zwar keine explizite 
„Prognose“ des Arbeitskräfteangebots vorge-
legt17, da für aber gleichzeitig – allerdings auf Basis 
der elften kBvb – zusammen mit den Statistischen 
Ämtern der Länder ein eigenes, auf Bundesländer-
ebene regionalisiertes Rechenwerk hierzu veröf-
fentlicht (vgl. Statistische Ämter 2009). In dieser 
Vorausberechnung bis 2030 werden Annahmen 
in ihrer sog. „Primärvariante“ zur Steigerung der 
Erwerbsquoten nach Alter und Geschlecht unter-
stellt und als Ergebnis eine Abnahme der Er-
werbspersonenzahl 2005 - 2020 von 42,6 auf 41,2 
Millionen errechnet und bis 2030 auf 37,7 Millio-
nen (also ein Minus von 3,3 bzw. 11,6 Prozent). 

Folgt aber aus dem (eher begrenzt und kei-
neswegs dramatisch) rückläufi gen Arbeitsangebot 
schon bald ein veritabler Arbeitskräftemangel? 
Diese These hat durchaus Tradition: So schrieb 
etwa die Hartz-Kommission schon 2002: „Das 
Erwerbspersonenpotenzial (Erwerbstätige, regis-

trierte Arbeitslose und Stille Reserve) wird … 
deutlich sinken. Bis zum Jahr 2015 fehlen nach 
Schätzungen im ungünstigsten Fall rund 7 Mil-
lionen Erwerbspersonen, wenn man von einem 
Anstieg des Arbeitskräftebedarfs von knapp 3 Mil-
lionen ausgeht.“ (Hartz-Kommission 2002: 118) 
Und das Institut der Deutschen Wirtschaft for-
mulierte zwei Jahre später: „Die Folgen des dras-
tischen Rückgangs an Arbeitskräften und deren 
Überalterung für Wirtschaft und Sozialsysteme 
sind gravierend: Der heute schon spürbare Fach-
kräftemangel verschärft sich weiter.“ (Institut 
der deutschen Wirtschaft / Roman Herzog Insti-
tut 2004: 11)

4.2 Gegenargumente

Soll die zukünftige Entwicklung auf dem Arbeits-
markt abgeschätzt und der Frage nach einer dro-
henden Arbeitskräfteknappheit nachgegangen 
werden, reicht es nicht aus, allein auf das Arbeits-

17 Hinzuweisen ist darauf, dass in den Dokumenten zur 12. kBvb die Begriffe „Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter“, das „Erwerbsperso-
nenpotenzial“ und ein ominöses „Erwerbspotenzial“ recht locker durcheinander gewirbelt wurden, was in der Presse bis heute nachhal-
lende Fehlmeldungen produziert, etwa wenn DIE WELT (2009) schreibt: „Die Zahl der Erwerbsfähigen wird von derzeit rund 50 Mil-
lionen um ein Drittel auf 33 Millionen sinken.“ 

Abbildung 3: 

Altersaufbau der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 2010 und 2030

Quelle: BMAS 2010a: 9.
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kräfteangebot Bezug zu nehmen, dabei aber die 
zukünftige Arbeitsnachfrage außer Betracht zu 
lassen. Die künftige Arbeitsmarktbilanz ergibt 
sich nämlich nur, wenn Arbeitsangebot und Ar-
beitsnachfrage zusammen gesehen werden. Von 
einem drohenden Arbeitskräftemangel kann des-
wegen ausschließlich dann geredet werden, wenn 
die Nachfrage nach Arbeit in Zukunft dauerhaft 
höher ausfällt als das Angebot, wenn also die Ar-
beitslosigkeit – bis auf die so genannte Suchar-
beitslosigkeit – nahezu vollständig  abgebaut ist, 
die Unternehmen erfolglos nach Arbeitnehmern 
suchen und aus diesem Grunde z. B. eine Verlän-
gerung der Lebensarbeitszeit bis zum 67. Lebens-
jahr und darüber hinaus möglich und erforder-
lich wäre. 

Wie realistisch ist es, dass eine solche Situati-
on eintritt? Letztlich entscheidet sich die Frage, 
ob es in Zukunft einen Mangel oder einen Über-
schuss an Arbeitskräften (d. h. Unterbeschäfti-
gung/Arbeitslosigkeit) geben wird, aus dem Zu-

sammenspiel von Nachfrage nach und Angebot 
an Arbeitskräften – die nicht unabhängig von-
einander sind. Die Nachfrage nach Arbeit wird 
durch die Entwicklung von Wirtschaftswachstum 
und Arbeitsproduktivität bestimmt. Zusätzliche 
Beschäftigung entsteht erst dann, wenn das 
Wachstum stärker ausfällt als der Zuwachs der 
Produktivität. Ein rückläufi ges Arbeitsangebot be-
deutet deshalb keineswegs, dass sich automatisch 
entsprechend die Arbeitslosigkeit abbaut. Dieser 
Fehlschluss blendet nämlich aus, dass auch das 
Volumen der von den Unternehmen nachge-
fragten Arbeit (berechnet als der Summe aller Ar-
beitsstunden) beispielsweise aufgrund von Pro-
duktivitätsfortschritten rückläufi g sein kann. In 
den Jahren der Vergangenheit war dies im lang-
fristigen Trend deutlich der Fall. Auch die aktuel-
le Rekordzahl an Erwerbstätigen geht mit einem 
in der Tendenz langfristig deutlich gesunkenen 
Arbeitsvolumen18 einher (vgl. Abbildung 4), wo-
bei der Zuwachs an Erwerbstätigen vor allem 

Abbildung 4: 

Entwicklung der Zahl der Erwerbstätigen und des Arbeitsvolumens 1970 - 2009

Quelle: Eigene Darstellung nach Deutsche Rentenversicherung Bund 2010: 253.
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18 Das Arbeitsvolumen entspricht der Summe der im Jahr gegen Bezahlung geleisteten Arbeitsstunden aller Erwerbstätigen. Langfristig 
betrachtet ist das Arbeitsvolumen auch in Jahrzehnten einer wachsenden Bevölkerung tendenziell zurückgegangen.
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durch Teilzeit- und Minijobs entstanden ist, die 
per se wiederum ein erhebliches zusätzliches 
Poten zial für eine Ausweitung des Arbeitsvolu-
mens beinhalten.19

Wenn sich also die Arbeitsnachfrage stärker 
reduziert als das Arbeitsangebot, ist trotz der de-
mografi schen Entlastung mit anhaltender Ar-
beitslosigkeit zu rechnen. Es kommt somit darauf 
an, bei welcher Wachstumsrate die Beschäfti-
gungsschwelle erreicht wird. In neueren Projek-
tionen wird hier ein Wert zwischen 1,2 Prozent 
und 1,5 Prozent angenommen. Mittel- oder gar 
längerfristige Projektionen über die zu erwarten-
den Wachstumsraten, die einen einigermaßen 
verlässlichen Blick in die Zukunft erlauben, lie-
gen jedoch nicht vor. Zudem bestehen große Un-
wägbarkeiten hinsichtlich der Einschätzungen 
der Produktivität. Dies ist die Folge der großen 
ökonomischen und auch politischen und öko-
logischen Unsicherheiten, die die globalisierte 
Welt, Politik und Ökonomie prägen. 

Naturgemäß blenden durchschnittliche 
Wachstumsraten, die in mittel- und langfristiger 
Sicht unterstellt werden, nicht nur das Problem 
von konjunkturellen Schwankungen völlig aus, 
sondern auch das Phänomen, dass Nachfrage wie 
Angebot auf dem Arbeitsmarkt keinesfalls homo-
gen sind, sondern dass vielfältige Mismatch-
Proble me20 den Arbeitsmarktausgleich behin dern. 
So lassen sich jüngere Arbeitskräfte nicht auto-
matisch durch ältere Arbeitnehmer und qualifi -
zierte nicht durch gering qualifi zierte Arbeitskräf-
te austauschen. Auch die regionalen Disparitäten 
werden in den nationalen Durchschnittszahlen 
nicht abgebildet (vgl. Ebert u. a. 2007). Außerhalb 
der Betrachtung bleibt schließlich, dass langfris-
tig eine schrumpfende Zahl an Personen und 
auch Haushalten eine geringere Nachfrage nach 
Gütern und Dienstleistungen – und damit auch 
nach Arbeitskräften – zur Folge haben wird (vgl. 

Kistler 2006: 109 ff.). Denn das Sozialprodukt 
eines Landes entwickelt sich nicht unabhängig 
von der Einwohnerzahl; entscheidend für den 
durchschnittlichen materiellen Wohlstand ist da-
bei immer nur die Relation von Sozialprodukt 
pro Kopf der Bevölkerung bzw. auch der Anteil 
der Erwerbstätigen an der Bevölkerung.

Angesichts einer zwar sinkenden, aber im-
mer noch hohen Unterbeschäftigung und anhal-
tender ökonomischer Unsicherheiten spricht im 
Ergebnis wenig dafür, dass es in absehbarer Zu-
kunft zu einem Arbeitskräftemangel kommen 
wird. Zweifelsfrei wächst der Bedarf an Fachkräf-
ten und auch wird die Reduzierung der Arbeits-
losigkeit durch die demografi sche Entwicklung 
erleichtert, aber eine grundlegende Umkehr des 
Arbeitsmarktungleichgewichts in Richtung eines 
Nachfrageüberhangs, dem dann durch eine Her-
aufsetzung der Regelaltersgrenze begegnet wer-
den müsste, ist nicht in Sicht. Zu berücksichti -
gen ist dabei auch, dass die Existenz eines Arbeits-
kräftemangels bzw. einer Fachkräftelücke keine 
fest defi nierten Tatbestände sind. Es kommt viel-
mehr darauf an, welche Maßstäbe und Anforde-
rungen Unternehmen bei der Personalrekrutie-
rung anlegen. Wenn eine Stellenbesetzung nicht 
sofort gelingt, sondern die Suche nach einer ge-
wünschten Arbeitskraft länger dauert und dabei 
auch auf jene zurückgegriffen wird – so z. B. auf 
Langzeitarbeitslose und/oder auf ältere Arbeits-
lose –, die zwar durchaus entwicklungs- und leis-
tungsfähig sind, aber bislang eher unberücksich-
tigt geblieben sind, dann ist dies ein durchaus 
wünschenswerter Zustand. Denn nur so lässt sich 
Arbeitslosigkeit abbauen.

Der Bedarf an spezifi sch qualifi zierten Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern lässt sich auch 
nicht dadurch „lösen“, dass allgemein die Regel-
altersgrenze heraufgesetzt wird und für alle die 
 Verpfl ichtung besteht, länger zu arbeiten, wenn es 

19 Kritik richtet sich aber auch auf methodische Probleme der Empirie der Befürworter. So wird beispielsweise gegen die oft angeführten 
Berechnungen der Prognos AG (2008) eingewandt, dass bei diesen Projektionen die bestehenden Millionen von registrierten Arbeits-
losen nicht als Erwerbspersonen berücksichtigt werden, „was im Ausgangspunkt 2004 die Vernachlässigung von 4,4 Millionen Erwerbs-
personen bedeutet“ (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 159), von der versteckten Arbeitslosigkeit bzw. Unterbeschäftigung 
ganz abgesehen.

20 Unter einem Mismatch versteht man Passungsprobleme zwischen Arbeitsnachfrage und Arbeitsangebot, v. a. aufgrund qualifi katorischer 
Probleme. Angesichts der relativ steigenden Arbeitsnachfrage nach höheren Qualifi kationen stellt sich damit, so die Kritiker, manches 
Stellenbesetzungsproblem eher als bildungspolitisch denn als demografi sch verursacht dar bzw. als Folge viel zu geringer Anstrengungen 
der Betriebe bei der Aus- und Weiterbildung.
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nicht über Abschläge zu Rentenminderungen 
kommen soll. Vorrangig ist hingegen, dass die 
hohe Arbeitslosigkeit Älterer abgebaut und eine 
Beschäftigung bis hin zur Altersgrenze 65 ermög-
licht und gefördert wird. Dies schließt ausdrück-
lich ein, dass es auch möglich ist, wie bisher, 
schon freiwillig auch über das 65. Lebensjahr hin-
aus zu arbeiten –  entweder  neben einem (Teil)
Rentenbezug oder mit Zu schlägen von 0,5 Pro-
zent pro Monat für maximal zwei Jahre. Dem ste-
hen keine rechtlichen Schranken entgegen. Das 
Rentenrecht in der geltenden Fassung ist nämlich 
fl exibler als in der öffent lichen Debatte oft be-
hauptet wird, und es setzt schon heute – positive! 
– Anreize zur Verlängerung der Lebensarbeitszeit. 
Hier kommt es entscheidend auf die Bereitschaft 
der Unternehmen an, älteren Arbeitnehmern at-
traktive Angebote zur Weiterbeschäftigung zu 
machen und angemessene Arbeitsplätze bereit zu 
stellen. 

Diese skeptische Sicht auf die Entwicklung 
des Arbeitsmarktes wird durch viele Analysen be-
stätigt, z. B.: 
– Das Bundesamt für Bauwesen (2009: 60) kommt 

zu dem Ergebnis einer nur mäßigen Änderung 
bei der Zahl der Erwerbspersonen.

– Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung 
fasst seine Berechnungen mit dem Satz zusam-

men: „Weniger Menschen, aber Arbeitsange-
bot bleibt bis 2025 stabil“ (Schulz 2008), wie 
es auch für die Gegenwart und nähere Zukunft 
keinen Fachkräftemangel sieht (vgl. Brenke 
2010).

– Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung wies bereits in der Beratung zum  
RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz darauf hin, 
dass sich nach seinen Berechnungen die offene 
und versteckte Arbeitslosigkeit zwar halbieren, 
aber im Jahr 2020 immer noch bei 3 Millionen 
liegen würde (vgl. Deutscher Bundestag 2007a: 
41).

– Die Bayerische Staatsregierung (vgl. Bayeri-
sches Staatsministerium für Arbeit 2009: 32 
und 191) sieht in Deutschland und Bayern kei-
nen generellen Fachkräftemangel entstehen 
und sieht v. a. die Betriebe in der Verantwortung 
(z. B. Weiterbildung). „Bis 2028 ist mit dem 
 Erwerbspersonenpotenzial in Bayern grund-
sätzlich deutlich mehr Wirtschaftswachstum 
als in der Vergangenheit möglich“ (Bayerisches 
Staatsministerium für Arbeit 2010: 118).

– Und auch die Statistischen Ämter (2009: 8) be-
trachten es in der oben erwähnten Studie als 
„eher unwahrscheinlich, dass es in absehbarer 
Zeit aus demografi schen Gründen zu einem 
Arbeitskräftemangel kommen wird“.
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5.1 Argumente

Für die Befürworter der Rente mit 67 haben sich 
die Arbeitsmarktchancen Älterer bereits in den 
letzten Jahren verbessert und es spricht nach ih-
rer Meinung alles dafür, dass sich das auch – vor 
allem aufgrund eines deutlich kleiner werdenden 
Arbeitskräfteangebots – noch weiter fortsetzen 
wird. „Eine besonders positive Entwicklung zeigt 
sich in den letzten Jahren bei der Erwerbstätigkeit 
der Älteren. Deutschland hat daher auch das EU-
Ziel 2010, die Erwerbstätigenquote der über 
55-Jährigen bis 2010 auf mindestens 50 Prozent 
zu erhöhen, bereits im Jahr 2007 überschritten. 
Auch die Zahl der sozialversicherungspfl ichtig 
beschäftigten Älteren ist deutlich gestiegen. Von 
dieser Entwicklung profi tieren nicht nur die Per-
sonen im Alter zwischen 55 und unter 65 Jahren, 
sondern insbesondere auch jene im Alter zwi-
schen 60 und unter 65 Jahren. Deren Erwerbstäti-
genquote hat sich seit 2000 nahezu verdoppelt 
und liegt aktuell bei rund 40 Prozent… Diese 
 positive Entwicklung wird sich fortsetzen.“ (BMAS 
2010a: II f.) Als Beleg führt das BMAS die Zu-
wachsraten 2006 - 2009 der Erwerbstätigenzahl 
nach Altersgruppen an, die bei den 55- bis unter 
60- und 60- bis unter 65-Jährigen überdurch-
schnittliche Steigerungen zeigen. Dies spiegelt 
sich auch in den Erwerbstätigen- und Beschäfti-

gungsquoten wider. Im Ergebnis zeige sich ein 
substanzieller Zuwachs der Zahl und der Anteile 
der sv-pfl ichtigen Beschäftigten gerade bei den 
Älteren (vgl. Tabelle 2). 

Gleichermaßen positiv werden auch die Zah-
len zur Entwicklung der Arbeitslosigkeit bzw. Un-
terbeschäftigung bei Älteren21 interpretiert. Die 
Zahl der Arbeitslosen hat sich demnach insge-
samt zwischen 2005 - 2008 deutlich reduziert, bei 
Älteren nur geringfügig schwächer. Sie ist von 
2008 auf 2009 bei Älteren stärker gestiegen als im 
Gesamtdurchschnitt aller Altersgruppen (16 Pro-
zent vs. 5 Prozent), lag aber 2009 bei den Älteren 
immer noch unter dem Wert von 2005 (vgl. BMAS 
2010a: 55 f.). Den erneuten Anstieg des Anteils 
der ab 55-Jährigen an allen Arbeitslosen bis Mitte 
2010 führt das BMAS v. a. auf statistische Sonder-
effekte (Auslaufen der 58er Regelung) zurück (vgl. 
ebenda, S. 56). Außerdem weist das BMAS darauf 
hin, dass sich auch die Langzeitarbeitslosigkeit 
Älterer anteilsmäßig reduziert habe, und verweist 
– ohne weitere Ausführungen – darauf, dass hier-
bei auch Aspekte wie die Qualifi kation oder bis-
herige Erwerbsverläufe der Versicherten eine Rol-
le spielen (vgl. ebenda, S. 57). Andere führen an, 
„dass bei Männern wie Frauen in Ost- wie West-
deutschland zunehmend mehr Rentenzugänge 
aus stabiler Beschäftigung22 erfolgen“ (Astleithner 
u. a. 2010: 552).

5. Gute Beschäftigungschancen für Ältere oder anhaltende 

 (Langzeit)Ar beitslosigkeit?

21 Mit den von der Bundesagentur für Arbeit ausgewiesenen Zahlen zur Unterbeschäftigung wird versucht, diejenigen faktisch Arbeitslosen 
extra auszuweisen, die aufgrund der (Änderungen in der) Erfassungsmethodik nicht als registrierte Arbeitslose gezählt werden. Dies darf 
nicht mit – den viel größeren – Kennziffern wie der „Stillen Reserve“ oder den „discouraged workers“ etc. verwechselt werden.

22 Wobei hier allerdings zur stabilen Beschäftigung auch die (meist „geblockten“) Altersteilzeitler gezählt werden – die Altersteilzeit bzw. 
deren Förderung läuft aber aus.
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Tabelle 2: 

Entwicklung der sozialversicherungspfl ichtigen Beschäftigung nach Altersgruppen 2005 - 2009

2005 2006 2007 2008 2009
Veränderung 

2005 / 2009 in %

SV-Beschäftigte in Tausend

Insgesamt 26.178 26.354 26.855 27.458 27.380 4,6

20 bis u. 55 J. 22.428 22.476 22.741 23.103 22.854 1,9

55 bis u. 60 J. 2.021 2.198 2.361 2.517 2.605 28,9

60 bis u. 65 J. 778 737 799 875 995 28,0

55 bis u. 65 J. 2.799 2.935 3.160 3.392 3.600 28,6

Anteil der SV-Beschäftigten an Erwerbstätigen der jeweiligen Altersgruppe (in %) %-Punkte

20 bis u. 55 J. 73,9 72,8 72,8 73,3 73,1 -0,8

55 bis u. 60 J. 66,5 66,4 67,0 67,9 68,5 2,0

60 bis u. 65 J. 55,5 54,9 54,9 57,3 59,2 3,7

55 bis u. 65 J. 63,0 63,1 63,5 64,8 65,6 2,6

Anteil der SV-Beschäftigten an Bevölkerung der jeweiligen Altersgruppe in % (Beschäftigungsquote)

20 bis u. 55 J. 55,0 55,4 56,2 57,4 56,8 1,8

55 bis u. 60 J. 41,5 42,8 44,6 46,6 48,3 6,8

60 bis u. 65 J. 16,6 17,1 18,7 20,6 23,4 6,8

55 bis u. 65 J. 29,3 31,0 33,0 35,2 37,3 8,0

Quelle: BMAS 2010a: 47.

5.2 Gegenargumente

5.2.1 Erwerbstätigkeit und sozialversicherungs-  
 pfl ichtige Beschäftigung in den 
 rentennahen Jahrgängen

Dass es in den letzten Jahren zu einem Anstieg 
der Beschäftigtenzahl und -anteile auch bei den 
Älteren (sogar in den rentennahen Jahrgängen) 
gekommen ist23, ist unstrittig. Es wäre auch ver-
wunderlich, wenn dies angesichts des gestiege-
nen Arbeitsangebotszwangs (Reduzierung von 
Möglichkeiten des vorzeitigen Renteneintritts, 

Einführung von Abschlägen, Reduzierung des 
Rentenniveaus, Verkürzung der Bezugsdauer von 
ALG I, Abschaffung der Arbeitslosenhilfe, restrik-
tive Bedingungen im SGB II) nicht so gekommen 
wäre: Viele Beschäftigte versuchen, so sie dazu 
 einigermaßen in der Lage sind, länger zu arbei-
ten.

Hinzu kommt ein demografi sches Artefakt. 
Wenn man auf die Altersgruppe 55 - 65 Bezug 
nimmt, ist die durchschnittliche Erwerbstätigen- 
bzw. Beschäftigungsquote auch deswegen gestie-
gen, da sich die Altersstruktur in dieser Gruppe 
verändert hat. In den letzten Jahren ist nämlich 

23 Gleiches gilt bezüglich der trotz der Finanz-/Wirtschaftskrise 2009 / 10 geringeren Anzahl bzw. Anteile älterer Arbeitsloser als 2005. 
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Abbildung 5: 

Erwerbstätigenquoten nach Altersgruppen 2005 - 2009

Erwerbstätige in % der Bevölkerung gleichen Alters

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus, Fachserie 1 Reihe 4.1.1: Bevölkerung und Erwerbstätigkeit, (versch. Jahrgänge).
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die Altersgruppe der 55- bis unter 60-Jährigen 
durch geburtenstärkere (Nachkriegs-)Jahrgänge 
in der Bevölkerung zahlenmäßig immer stärker 
geworden, während die Altersgruppe der 60- bis 
64-Jährigen durch die Kriegsjahrgänge schwach 
besetzt war. Erstere haben aber höhere Erwerbs-/
Beschäftigungsquoten, zweitgenannte haben deut-
lich niedrigere. So steigt im Durchschnitt der 55- 
bis 64-Jährigen die Quote ohne reale Verhaltens-
änderungen sozusagen künstlich an24. Von demo-
grafi schen Verzerrungen bereinigte Daten erhält 
man deshalb nur, wenn zwischen  den einzel-
nen Jahrgangsgruppen unterschieden wird (vgl. 
Mümken u. a. 2011).

So belegt eine differenzierte Analyse der Er-
werbstätigenquoten nach einzelnen Altersjahr-
gängen, dass die Beschäftigungserfolge weit we-
niger positiv ausfallen. Zwar ist auch bei den 
rentennahen Jahrgängen, bei den 63- und 64-
Jährigen, ein Anstieg der Erwerbstätigenquoten 

zu beachten; das Niveau ist und bleibt aber aus-
gesprochen niedrig (und das trotz einer im Be-
trachtungszeitraum sehr positiven Konjunktur-
entwicklung). Männer und Frauen im 64. Lebens-
jahr wiesen 2009 insgesamt nur noch eine Er-
werbstätigenquote von 22,3 Prozent auf (vgl. 
Abbildung 5). 

Doch diese Zahlen auf Basis des Mikrozensus 
sind immer noch sehr grobschlächtig: Als er-
werbstätig wird hier gezählt, wer in der Berichts-
woche gegen Entgelt mindestens eine Stunde ge-
arbeitet hat; ob regelmäßig oder nur gelegent-
lich, bleibt dabei unberücksichtigt. Daher werden 
z. B. auch die gut 800.000 Personen in der Alters-
gruppe der 55- bis unter 64-Jährigen, die aus-
schließlich geringfügig beschäftigt sind, erfasst25, 
ebenso wie Selbstständige, mithelfende Familien-
angehörige etc. Betrachtet man nur die sozialver-
sicherungspfl ichtig Beschäftigten, so stürzt die 
Beschäftigungsquote der 63- und 64-Jährigen ge-

24 Je nach Berechnungsmethodik und betrachteten Perioden wird dieser Effekt laut vorliegenden Studien (vgl. Ebert u. a. 2007; Brussig 
2010a) auf circa 20 - 40 Prozent der Steigerung der Beschäftigung geschätzt.

25 Ein großer Teil der in Mini-Jobs beschäftigten Älteren in der Altersspanne zwischen 60 und 65 Jahren bezieht bereits eine vorgezogene 
Rente. Die geringfügige Beschäftigung bewegt sich hierbei innerhalb der Hinzuverdienstgrenzen und dient dazu, die Rente durch einen 
Zuverdienst aufzustocken.
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Abbildung 6: 

Sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung im rentennahen Alter 2009 

Beschäftigungszahlen und -quoten zwischen 60 und 64 Jahren am 31.12.2009

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Beschäftigungsstatistik, 2010, eigene Berechnungen.
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radezu ab (vgl. Abbildung 6). 2009 waren nur 
noch 12,5 Prozent der 63-Jährigen und 5,7 Pro-
zent der 64-Jährigen sozialversicherungspfl ichtig 
vollzeitbeschäftigt.

Bereinigt man die Zahl der sozialversiche-
rungspfl ichtig beschäftigten 60- bis unter 65-Jäh-
rigen noch um die Beschäftigten, die sich in der 
geblockten Freistellungsphase der Altersteilzeit 
befi nden, dann reduziert sich der Beschäftigungs-
zuwachs in dieser Altersgruppe zwischen 2000 
und 2009 auf gerade einmal 43.000 Personen.

Trotz aller positiven Trends – die Lage Älterer 
auf dem Arbeitsmarkt bleibt also anhaltend pro-
blematisch. Gerade in den Altersgruppen, die 
kurz vor der derzeitigen Regelaltersgrenze stehen 
und die von der schrittweisen Heraufsetzung der 
Regelaltersgrenze besonders betroffen sind, kann 
keine Rede von einer verbreiteten und stabilen 
Beschäftigung sein. 

Wenig Berücksichtigung in der öffentlichen 
Debatte fi ndet dabei der Tatbestand, dass es be-

reits ab 2012 durch den Wegfall der vorgezoge-
nen Altersgrenze für Frauen und der Altersrente 
wegen Arbeitslosigkeit und nach Altersteilzeit zu 
einem deutlichen Angebotsdruck auf dem Ar-
beitsmarkt kommen wird. Denn die Folge ist, dass 
Frauen, soweit sie nach 1951 geboren sind, mehr 
als fünf Jahre länger warten müssen, um über-
haupt eine Altersrente beziehen zu können (die 
Voraussetzungen für den Bezug einer vorgezo-
genen Altersrente für langjährig Versicherte ab 
63 Jahren26 dürften für Frauen, deren Erwerbs-
biografi e in der Regel kürzer ausfällt, nur selten 
gegeben sein), um überhaupt eine Altersrente 
beziehen zu können. Bei der anderen Gruppe 
(Altersrente wg. Arbeitslosigkeit und nach Alters-
teilzeit) sind es zwei Jahre. Um die Größenord-
nung zu umreißen: Im Rentenzugang des Jahres 
2009 waren es 151.000 Frauen, die die Rente für 
Frauen in Anspruch genommen haben, bei der 
Rente wegen Arbeitslosigkeit und nach Altersteil-
zeit waren es 79.00027. In der Summe machten 

26 Wartezeit / Mindestversicherungszeit von 35 Jahren.
27 Die Neuzugänge aus diesen Rentenarten werden ab 2012 aber nicht gänzlich versiegen, da die vor 1952 geborenen Jahrgänge immer 

noch die Möglichkeit haben, eine vorgezogene Altersrente z. B. nach Vollendung des 61. Lebensjahres zu beantragen.
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diese beiden Rentenarten 2009 mehr als ein Vier-
tel (26,4 Prozent) aller Rentenneuzugänge aus.

Es ist keinesfalls damit zu rechnen, dass die 
Betroffenen in ihrer Gesamtheit auch tatsächlich 
entsprechend länger arbeiten werden. Nur einem 
Teil wird dies gelingen. Ein anderer Teil wird in 
die Stille Reserve abwandern und auf den Ren-
tenbeginn nach dem 65. Lebensjahr „warten“ 
müssen. Viele werden arbeitslos werden oder 
bleiben. Die Langzeitarbeitslosigkeit wird sich da-
durch noch stärker ausprägen.

5.2.2 Arbeitslosigkeit und 
 Langzeitarbeitslosigkeit im Alter

Um einen umfassenden Überblick über die der-
zeitige und absehbare Lage Älterer auf dem Ar-
beitsmarkt zu erhalten, müssen die Beschäfti-
gungsdaten durch die Befunde über Niveau, 
Struktur und Entwicklung von Arbeitslosigkeit er-

gänzt werden. Hervorstechend ist die Informa-
tion, dass die Zahl der älteren Arbeitslosen (55 bis 
unter 65 Jahre) seit einigen Jahren wieder an-
steigt. Sie liegt allein im Jahr 2010 um 36 Prozent 
höher als 2008. Auch der Anteil der Älteren an 
allen Arbeitslosen nimmt zu, von 2004 bis 2010 
hat sich der Anteilswert von 11,2 auf 16,4 Pro-
zent erhöht (vgl. Abbildung 7). 

Und parallel zur Entwicklung der älteren Ar-
beitslosen insgesamt steigt seit 2008 auch die ab-
solute Zahl der älteren Langzeitarbeitslosen wie-
der an. Der Anteil der Langzeitarbeitslosen an al-
len älteren Arbeitslosen liegt seit 2001 ziemlich 
stabil zwischen 55 und 60 Prozent28. Wenn Ältere 
ihren Arbeitsplatz verlieren, dann ist das Risiko 
sehr groß, über die Zeit von 12 Monaten hinaus 
arbeitslos zu sein und zu bleiben.

Ausschlaggebend für diese Entwicklung ist 
sicherlich auch, dass infolge der ausgelaufenen 
sog. 58er Regelung (§ 428 SGB  III) nunmehr die 

Abbildung 7: 

Ältere Arbeitslose (55 bis unter 65 Jahre) 2001 - 2010 

Absolut und in % aller Arbeitslosen
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* Jeweils Ende September, ab 2005: Jahresdaten aus IT-Fachverfahren.

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Jahresberichte Arbeitsmarkt 2002 - 2009. 
 Für 2010: Analytikreport: Analyse des Arbeitsmarktes für Ältere, Januar 2011.

28 Nur 2004 bis 2006 war dieser Anteil mit um die 50 Prozent etwas niedriger.
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älteren Arbeitslosen nicht mehr die Möglichkeit 
haben, Arbeitslosengeld unter erleichterten Vo-
raussetzungen zu beziehen und infolgedessen 
auch als arbeitslos registriert werden. Auf der an-
deren Seite führt die Regelung des §53a SGB  II 
dazu, dass Bezieher von ALG  II, die länger als ein 
Jahr ohne Beschäftigung und damit langzeitar-
beitslos sind und kein Arbeitsangebot erhalten 
haben, nicht mehr als arbeitslos registriert wer-
den. Die Bundesagentur (BA 2011: 41) beziffert 
die Größenordnung dieser (versteckten, d. h. sta-
tistisch nicht mehr registrierten) älteren Arbeits-
losen für Ende 2010 auf etwa 273.000 Personen. 

Aber entscheidender als diese statistischen 
Effekte ist der Tatbestand, dass eine größere Zahl 
der älteren Beschäftigten erst nach einer langen 
Phase der Arbeitslosigkeit, ohne Chancen auf 
Wiederaufnahme der Beschäftigung, in den Ren-
tenbezug wechseln kann. Für viele ältere Beschäf-
tigte hat sich die Langzeitarbeitslosigkeit als eine 
(materiell und sozial allerdings sehr schlecht ab-
gesicherte) Form des Altersübergangs entwickelt. 

2009 gelang es nur 24,2 Prozent der Arbeits-
losen über 55 Jahre, aus der Arbeitslosigkeit her-
aus, eine berufl iche Wiedereingliederung zu fi n-
den; bei den 60- bis unter 64-Jährigen waren es 

nur 18,3 Prozent. Nur 13,9 Prozent der Arbeits-
losen aus dieser Altersgruppe fanden eine Beschäf-
tigung am ersten Arbeitsmarkt. 

Eine entscheidende Konsequenz der nur sehr 
begrenzten Erfolge in der Beschäftigung Älterer 
liegt in den unverändert großen Problemen beim 
Rentenzugang Älterer. Zwar hat der Anteil der-
jenigen zugenommen, die unmittelbar aus einer 
versicherungspfl ichtigen Beschäftigung mit 65 
Jahren in die Regelaltersrente übergingen (vgl. 
BMAS 2010a: 18). Dennoch beträgt der Anteil der 
Zugänge in Altersrenten (insgesamt) aus einem 
„aktiven“ versicherungspfl ichtigen Beschäftigungs-
verhältnis heraus nur rund ein Fünftel (vgl. Ab-
bildung 8).

Diese missliche Situation dürfte sich infolge 
der Anhebung des Regelrentenalters in einem an-
haltend hohen Anteil von Zugängen in Altersren-
ten mit Abschlägen niederschlagen (dazu weiter 
unten). Zugleich drohen die Altersübergänge für 
noch mehr Versicherte prekär zu werden – mit 
negativen Rückwirkungen sowohl auf den aktu-
ellen Lebensunterhalt als auch auf die zu erwar-
tende Altersrente (vgl. dazu ebenfalls weiter un-
ten). Oder anders herum gesehen: Auch in Zu-
kunft wird nur ein Teil der älteren Beschäftigten 

Abbildung 8: 

Status vor Rentenbezug – Altersrentenzugänge 2009

in %; Männer und Frauen, alte und neue Bundesländer

Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund 2010: Rentenzugang 2009, Berlin.
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bruchlos aus einer stabilen sozialversicherungs-
pfl ichtigen Beschäftigung heraus in die dann 
zeitlich nach hinten verschobene Regelaltersren-
te wechseln. Einem anderen Teil wird dies ver-
wehrt bleiben. Genau in der Unterlassung der-
artiger gruppenspezifi scher Betrachtung auch 
beim Thema Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 
liegt eine der zentralen Schwachstellen in der Ar-
gumentation der Protagonisten der Rente mit 67. 

5.2.3  Das Problem der Gruppenspezifi tät

Die Arbeitsmarktchancen Älterer sind vor allem 
nach Qualifi kation, bisher ausgeübter Tätigkeit 
(aber auch regional), gruppenspezifi sch höchst 
unterschiedlich verteilt. Ursache dessen sind 
auch Unterschiede in den aktuellen sowie er-
werbsbiografi sch durchlebten Arbeitsbelastun-
gen. Randbedingung und Folge der gruppen-
spezifi schen Streuung der Arbeitsmarktchancen 
sind erhebliche Disparitäten in der wirtschaftli-
chen und sozialen Lage der Älteren im Erwerbs- 
wie Rentenalter, aber auch in der Lebenserwar-
tung und Rentenbezugsdauer.

Diese Gruppenspezifi tät zu ignorieren bzw. 
zu verschweigen, wie z. B. im Bericht des BMAS 
zur Bestandsprüfungsklausel, entwertet die Aus-
sagekraft der vorgelegten Empirie. Gleiches gilt 
aber auch für Vorschläge (vgl. SPD 2010), die das 
„scharf Schalten“ der Rente mit 67 primär oder 
ausschließlich vom Erreichen einer Beschäfti-
gungsquote einer Altersgruppe abhängig machen 
wollen: Selbst wenn es etwa gelingen würde, für 
die 60- bis 64-Jährigen eine (ehrliche!) Beschäf-
tigungsquote von 50 oder gar 60 Prozent (Sozial-
versicherungspfl ichtige) zu erreichen, so bleibt 
das Problem ungelöst, dass ein erheblicher Anteil 
der älteren Personen im Erwerbsalter nicht in der 
Lage ist, bis zum 65. Lebensjahr zu arbeiten, ge-

schweige länger.29. Ein allein an die Beschäfti-
gungsquote gebundener Schwellenwert wird dem 
nicht gerecht; vor allem auch weil die Ausnah-
meregelung für besonders langjährig (45 Jahre) 
Versicherte der Problematik nicht annähernd 
 adäquat ist – weder im Umfang noch hinsichtlich 
der Zielgenauigkeit30.

Die Erwerbstätigkeit im Alter hängt in ho-
hem Maß von den berufl ichen Tätigkeiten (vgl. 
Brussig 2010 b) und der Qualifi kation ab. So lag 
die Erwerbstätigenquote im Jahr 2008 bei den 
60- bis unter 65-Jährigen ohne Berufsabschluss 
nur noch bei 24,9 Prozent, bei denjenigen mit 
Hochschulabschluss aber bei 54,3 Prozent. In 
der Altersgruppe 55 bis unter 60 Jahre liegen die 
entsprechenden Werte bei 50,9 Prozent versus 
84,4 Prozent (vgl. Statistisches Bundesamt 2009). 
Diese Differenzierung gilt gleichermaßen auch 
bei Betrachtung der sozialversicherungspfl ichti-
gen Beschäftigung. Umgekehrt ist das Risiko der 
Arbeitslosigkeit deutlich negativ mit der Qualifi -
kation korreliert – auch im Alter. Dies bedeutet, 
dass v. a. die weniger Qualifi zierten im Alter kaum 
Chancen auf eine (zumindest adäquate) Beschäf-
tigung haben – mit der Folge prekärer Altersüber-
gänge (vgl. Brussig 2010 a) und geringer Renten-
anwartschaften.

Zwar lassen die empirischen Befunde er-
kennen, dass 2009 im Vergleich zu 2003 auch 
mehr mittel- und geringqualifi zierte Männer und 
Frauen später in Altersrenten gingen (vgl. Abbil-
dung 9). Aber die Unterschiede zwischen den 
Hochqualifi zierten einerseits und den (Niedrig)
Qualifi zierten sind enorm und haben sich sogar 
noch ausgeweitet. Es gilt, dass „… die Hochqua-
lifi zierten tendenziell die höchsten durchschnitt-
lichen Rentenzugangsalter wie Rentenzahlbe -
träge aufweisen“ (Astleithner u. a. 2010: 559). 

29 Generell gilt, dass die im Vorfeld der Beschlussfassung zum RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz geforderte Festlegung eines verbindlichen 
Schwellenwerts für die Einführung der Rente mit 67 (vgl. z. B. Schmähl 2007) zwar verständlich, aber nicht unproblematisch ist. Die 
Probleme, die eine solche Maßnahme bringt, sind zu vielschichtig und für einzelne Gruppen zu unterschiedlich, um sie mit einem 
 Indikator und einem Schwellenwert abdecken zu können.

30 Eine besonders langandauernde Versicherungsdauer ist keineswegs ein sicherer Indikator für besondere Beschäftigungsprobleme oder 
gesundheitliche Beeinträchtigungen. Wenngleich bei den 45 Jahren u. a. auch Pfl ichtbeiträge für Zeiten der nicht berufsmäßigen Pfl ege 
eines Angehörigen und Zeiten der Kindererziehung bis zum zehnten Lebensjahr des Kindes berücksichtigt werden, so zielt diese Rege-
lung einseitig auf das Bild des männlichen Normalarbeitsverhältnisses, das kontinuierlich ausgeübt wird. Dazu passt, dass Pfl icht-
beitragszeiten auf Grund des Bezugs von Arbeitslosengeld und Anrechnungszeiten nicht berücksichtigt werden.
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Abbildung 9: 

Rentenzugangsalter von inländischen Altersrentenzugängen nach Qualifi kation und Geschlecht

Westdeutschland 2003 - 2009

Quelle: Astleithner u. a. 2010: 546 f.
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Auch hängen die Arbeitsmarktchancen, v. a. im 
Alter, stark vom erlernten Beruf und der ausgeüb-
ten Tätigkeit ab. Dabei geben einzelne Indikato-
ren zur Beschäftigung Älterer zwar wichtige Hin-
weise auf Problemgruppen, sind aber immer un-
ter Beachtung der jeweiligen Aussagegrenzen zu 
interpretieren. So wird z. B. der Anteil der Älteren 
an den in einem Beruf beschäftigten Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer insgesamt nicht 
nur von der ausge übten Tätigkeit, den spezifi -
schen Arbeitsbedingungen und der jeweiligen 
Verbreitung von Maßnahmen des alter(n)sge-
rechten Arbeitens etc. beeinfl usst. Je nachdem, 
ob es sich um eine Berufsgruppe/Branche31 mit 

längerfristigem Beschäftigungszuwachs oder -ab-
bau handelt, wird davon die Altersstruktur und 
damit auch der Beschäftigtenanteil berührt.

Dennoch gibt dieser Indikator (vgl. Abbil-
dung 10) einen klaren Hinweis darauf, dass es bei 
der Frage des Arbeiten-Könnens bis zur Rente 
nicht „nur“ um den in der Debatte immer wieder 
erwähnten Dachdecker geht. Wiedergegeben sind 
in der Abbildung die Werte für einige Berufsgrup-
pen, die besonders deutlich unter dem ohnehin 
schon sehr niedrigen Durchschnittswert des An-
teils Älterer an den sozialversicherungspfl ichtig 
Beschäftigten für alle Berufe (3,8 Prozent in 2009) 
liegen.

Abbildung 10: 

Anteil der sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten (60 bis unter 65 Jahre) an allen 

Beschäftigten in ausgewählten Berufen (Ende 2009, Angaben in %)

Quelle: Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit.
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Insgesamt 3,8 %

Maler, Lackierer: 2,9 %

Mechaniker: 2,8 %

Dienstleistungskaufl eute: 2,7 %

Bau-, Raumausstatter: 2,7 %

Nachrichtenverkehr: 2,7 %

Gesundheitsdienstberufe: 2,6 %

Tischler, Modellbauer: 2,3 %

Metallfeinbauer: 2,4 %

Mineralgewinner: 2,3 %

Hilfsarbeiter: 2,2 %

Gästebetreuer: 2,0 %

Back-, Konditorwarenhersteller: 2,0 %

Körperpfl eger: 1,8 %

Zimmerer / Dachdecker / Gerüstbauer: 1,6 %

Sonstige Arbeitskräfte: 1,2 %

31 Branchendaten sind dabei immer „ungenauer“ als Daten auf Basis von Berufsgruppen, da in den Branchen immer die verschiedensten 
Berufe vertreten sind.
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Abbildung 11: 

Anteile von neuen EM-Renten an allen neuen Versichertenrenten 2008 

(die jeweils 10 Berufsgruppen mit den höchsten und niedrigsten Anteilen; Angaben in %)

Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten der Deutschen Rentenversicherung Bund.
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Insgesamt

Andere Indikatoren lassen in hohem Maß die 
gleichen Berufsgruppen als Problemgruppen auf-
scheinen und zeigen ein sehr ähnliches Ranking. 
So sind die so genannten Verbleibsquoten32, etwa 
in den Bau-, Ernährungs-, Teilen der Metall- und 
Sozialberufen, nicht approbierten Gesundheits-
berufen etc., besonders niedrig. 

Ein sozialpolitisch sehr gewichtiger Indika-
tor für die Gruppenspezifi tät  sind die Anteile 
neuer Erwerbsminderungsrenten an allen Zugän-
gen von Versichertenrenten. Mit hoher Stabili tät 
über verschiedene Jahre hinweg sind es die glei-
chen Berufsgruppen, in denen besonders viele 
Beschäftigte Erwerbsminderungsrenten beantra-
gen müssen (vgl. Abbildung 11).

32 Dabei wird untersucht, wie viele (sozialversicherungspfl ichtige) Beschäftigte in den einzelnen Berufsgruppen z. B. als 60- bis 64-Jährige 
nach fünf Jahren den Beschäftigten in der Berufsgruppe der 55- bis 59-Jährigen eines Stichjahres gegenüberstehen (vgl. Bäcker u. a. 
2010a: 24 f.).
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6.1 Argumente

Zu den besonders umstrittenen Problemen im 
Streit um die Rente mit 67 gehört die Frage, ob 
sich die Gesundheit und Leistungsfähigkeit bzw. 
Arbeitsfähigkeit der älteren Arbeitnehmerinnen  
und Arbeitnehmer in den letzten Jahrzehnten so 
verbessert hätten, dass eine Weiterarbeit bis zum 
67. Lebensjahr möglich ist, und ob schon oder 
zumindest absehbar die Betriebe bei den Arbeits-
bedingungen genügend tun, um dafür die Bedin-
gungen zu schaffen. Die Debatte wird symbolisch 
für die Berufsgruppe der Dachdecker geführt, be-
trifft aber ein viel breiteres Spektrum physisch 
und psychisch besonders belasteter Beschäftigter.

Im Bericht zur Bestandsprüfungsklausel nach 
§ 154 RV-Altersgrenzenanpassungs gesetz bejaht 
die Bundesregierung die oben stehende Frage: 
„Mit der durchschnittlichen Lebenszeit verlän-
gert sich vor allem die Zeit eines gesunden und 
leistungsfähigen Alters.“ (BMAS 2010a: I) „Die 
längere Lebenszeit wird zudem in immer besserer 
Gesundheit verlebt… Die durchschnittliche Ver-
besserung lässt sich besonders deutlich für Men-
schen im höheren Erwerbsalter belegen.“ (Eben-
da, S. 37) Als Indikatoren/Belege werden ange-
führt, dass
– sich Ältere immer jünger fühlen und zu einem 

steigenden Anteil ihre Gesundheit subjektiv 
als gut bezeichnen und durchschnittlich selte-
ner Erkrankungen nennen;

– nicht nur die durchschnittliche Lebenserwar-
tung, sondern gerade auch die Zahl der „Le-
bensjahre in Gesundheit“ ansteigt;

– Ältere, vor allem auch nach dem Rentenein-
tritt, sich durchschnittlich zunehmend aktiv 
betätigen, ob im Sport, im Ehrenamt oder auch 
in Erwerbsarbeit;

– Fehlzeiten/Arbeitsunfähigkeitsfälle abgenom-
men haben (v. a. solche aufgrund von Muskel- 
und Skeletterkrankungen).

Abbildung 12 enthält als Beispiel aus dem Bericht 
des BMAS Zahlen zum Anteil der Personen, die 
ihren Gesundheitszustand als gut oder sehr gut 
bezeichnen, für vier ältere Altersgruppen zwi-
schen 1998 und 2009. Nicht durchgängig, aber 
doch in der Grundtendenz steigen diese Anteile 
an (bei den Männern allerdings vor allem 
1998 - 2003, danach eher nicht).

Weiterhin wird darauf verwiesen, dass neue-
re Forschungsergebnisse – z. B. aus der Neurobio-
logie – deutlich zeigen, dass die Leistungsfähig-
keit bis ins höhere Lebensalter nicht zwangsweise 
abnehmen müsse, sondern dass dies durch her-
ausfordernde Aktivitäten (statt z. B. monotoner 
Arbeit) fast umgekehrt werden könne. Was rastet, 
das rostet sozusagen – oder unausgesprochen: Die 
Rente mit 67 wäre so gesehen sogar im ureigens-
ten Interesse der Älteren.

Die Feststellung, dass Ältere nicht natur-
notwendig weniger leistungsfähig sein müssen 
als Jüngere ist keineswegs neu (vgl. im Überblick 
z. B. Naegele 1990; Kruse 2000; Maintz 2000). 
Schon seit über 20 Jahren wird von einer nötigen 
Überwindung des sog. „Defi zitmodells“ des Alters 
gesprochen, das dazu führe, dass Ältere in den 
 Betrieben diskriminiert und vorzeitig freigesetzt 
würden. Sinnvoll sei dagegen, den Betrieben ein 
„Kompetenzmodell“ des Alters und die Einsicht 
in die Notwendigkeit alter(n)sgerechter33 Arbeits-
bedingungen zu vermitteln (vgl. z. B. Pack u. a. 
2000). Wie oben schon erwähnt, sind lebenslan-
ges Lernen, Gesundheitsprävention/-förderung, 
eine entsprechende Arbeitsorganisation und Füh-
rung Stichworte, die gleichzeitig die einschlä-
gigen nötigen Maßnahmen kategorisieren.

6. Bessere Arbeitsbedingungen und gestiegene Arbeitsfähigkeit – 

 für alle Älteren?

33 Unter altersgerechten Arbeitsbedingungen versteht man solche, die es auch Älteren erlauben, noch erwerbstätig zu sein. Alternsgerechte 
Arbeitsbedingungen beziehen sich auf Jüngere und sollen dazu beitragen, deren Arbeitsfähigkeit bis ins höhere Erwerbsalter zu erhalten.
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Aus Sicht der Arbeitgeberverbände sind diesbe-
züglich die Voraussetzungen für ein längeres Ar-
beiten gegeben:
– „Fast alle Unternehmen bilden ihre Mitarbei-

ter und Führungskräfte regelmäßig weiter.“ 
(Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für Be-
rufsbildung 2000: 4);

– „Moderne Arbeit ist gute Arbeit.“ (Kannegies-
ser 2008);

– Immer mehr Unternehmen sind sich der 
 demografi schen Herausforderungen bewusst 
und handeln entsprechend (vgl. Rodenstock 
2006: 2).

Das BMAS ist im Bericht zur Bestandsprüfungs-
klausel in diesem Punkt etwas vorsichtiger. Es 
werden zwar Fortschritte bei den betrieblichen 
Maßnahmen zum alter(n)sgerechten Arbeiten 
notiert. Es wird aber auch darauf hingewiesen, 
dass noch erhebliche weitergehende Anstrengun-
gen notwendig sind: „Immer mehr Unternehmen 

erkennen den Handlungsbedarf und stellen sich 
auf den veränderten Altersaufbau der Belegschaf-
ten ein … Viele von ihnen stellen bereits ihre 
 Arbeitsorganisation um, indem sie Maßnahmen 
wie betriebliche Gesundheitsförderung, Qualifi -
zierung und Weiterbildung anbieten … Politik, 
Betriebe und Sozialpartner müssen die Arbeits-
bedingungen in Zukunft verstärkt alters- und 
alternsgerecht gestalten.“ (BMAS 2010a: III) Ein 
Ergebnis aus der Befragung des IAB-Betriebspanels 
2006 untermauert diese Aussage. Danach „haben 
von den Unternehmen, die ältere Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter beschäftigen, im Jahr 2006 
nur 17 Prozent Maßnahmen für Ältere angebo-
ten. Diese Angebote befassten sich zudem über-
wiegend mit dem Thema Altersteilzeit … Dem 
Arbeitsmarkt stehen schon bald immer weniger 
junge, gut ausgebildete Fachkräfte zur Verfügung. 
Die Betriebe werden deshalb ihre Anstrengungen 
intensivieren müssen.“ (BMAS 2010a: 68)

Abbildung 12: 

Anteil der Personen mit einer „guten“ oder „sehr guten“ subjektiven Gesundheitseinschätzung 

für ausgewählte Altersgruppen und Kalenderjahre (1998, 2003 und 2009) in %

Quelle: BMAS 2010a, S. 38.
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Im Ergebnis sieht das BMAS die Entwicklun-
gen beim alter(n)sgerechten Arbeiten dennoch 
auf dem richtigen Weg. Es hegt großen Optimis-
mus, dass die Einsicht aller Beteiligten wachse – 
und sei es, weil die demografi schen Verände-
rungen und die Arbeitsmarktentwicklung dies 
schlicht erzwingen würden.

6.2 Gegenargumente

Die Lebenserwartung ist gestiegen und wird wohl 
auch weiter steigen. Auch deuten alle Erkenntnisse 
darauf hin, dass Ältere im Durchschnitt länger 
 gesünder sind als in früheren Generationen. 
Allerdings bedeutet das aber nicht automatisch, 
dass deshalb in allen Berufen / Tätigkeitsgruppen 
alle Beschäftigten mit ungebrochener physischer 
und psychischer Leistungsfähigkeit länger ar-
beiten können. Ob Beschäftigte auch über das 
65. Lebensjahr hinaus arbeitsfähig sind, hängt 
von ihrer Qualifi kation, von ihren über die Er-
werbsbiografi e hinweg erlebten Arbeitsbedingun-
gen usw. ab. Einem Teil der Beschäftigten gelingt 
das, einem anderen Teil nicht. Es ist also eine 
gruppendifferenzierende Betrachtungsweise nö-
tig; die Argumentation muss differenzierter sein.

Die gruppenspezifi schen Probleme eines 
nicht Arbeiten Könnens bis zum Regelrentenalter 
lösen sich auch dann nicht „automatisch“, wenn 
sich die Arbeitsmarkt- und Beschäftigungschan-
cen Älterer insgesamt wirklich deutlich und nach-
haltig verbessern würden. Dazu fräsen sich 
schlechte Arbeitsbedingungen über die Erwerbs-
biographie hinweg zu sehr in die Arbeitsfähigkeit 
der Betroffenen ein. Abbildung 13 gibt hierfür 
nur ein kleines Beispiel. Betrachtet wird der Er-
werbsstatus 2001 von Personen, die 1985 Aus-
sagen zu ihren Arbeitsbedingungen machten. Es 
wird deutlich, dass das vorzeitige Ausscheiden 
aus dem Erwerbsleben in hohem Maß mit frühe-
ren Arbeitsbelastungen zusammenhängt.

Belastete Personen gehen erheblich häufi ger 
vorzeitig in den Ruhestand (z. T. über Erwerbs-
minderungsrenten) als Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, die weniger oder nicht belastet 
sind. Besonders deutlich ist das bei körperlich 
schwerer Arbeit und Schichtarbeit; bei starken 
psychischen Belastungen ist die Wahrschein-
lichkeit eines vorzeitigen Erwerbsausstiegs34 ge-
ringer, aber ebenfalls signifi kant.

Die Hoffnung, dass diesem Problem durch 
sog. Querkarrieren beizukommen sei, entbehrt 
dabei jeglicher empirischer Evidenz. Unter Quer-

Abbildung 13: 

Die späten Folgen von Arbeitsbelastungen in % der Angaben

Quelle: INIFES, eigene Darstellung und Berechnung nach Sozioökonomisches Panel (SOEP 25).
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…vorzeitig im Ruhestand …noch berufstätig

34 Ähnliches gilt für den Zusammenhang zwischen früheren Belastungen in den Erwerbsbiographien und späteren Phasen der Arbeitslosig-
keit bzw. der Nicht-Vollzeitbeschäftigung (vgl. Trischler, Kistler 2010).
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karrieren sind (möglichst gut vorbereitete) Tätig-
keitswechsel/Berufswechsel zu verstehen, wie sie 
am Beispiel des Dachdeckers vorgeschlagen wer-
den, der im späteren Verlauf seines Erwerbslebens 
„nur noch“ die Lehrlingsausbildung macht oder 
gar in die Buchhaltung des Handwerksbetriebs 
wechselt35. Solche Vorstellungen sind eher den 
 Erwerbsbiographien von selbstständigen Hand-
werksmeistern entlehnt, für die Mehrzahl der Be-
schäftigten aber irreal: So viele Ausbilder36 und 
Buchhalter brauchen die Betriebe nicht. Wer die 
Umschulung bezahlt, bleibt gleichermaßen un-
geklärt wie die Frage nach dem zu erwartenden 
Umschulungserfolg. „Schonarbeitsplätze“ sind 
ebenfalls keine Lösung. 

Außerdem ergibt der Vergleich der Arbeits-
bedingungen von Berufswechslern vor und nach 
dem Wechsel sehr eindeutig, dass damit bezüg-
lich der Arbeitsbelastungen in der Mehrheit der 
Fälle keine essenziellen Veränderungen verbun-
den sind, wie Abbildung 14 belegt. Verbesserun-
gen und Verschlechterungen halten sich demge-
genüber die Waage – und: Über Zeit betrachtet, 
hat sich daran wenig geändert. Die Arbeitsmarkt-

chancen sind und bleiben wie die Arbeitsbedin-
gungen hochgradig gruppenspezifi sch unter-
schiedlich verteilt. Anhand der gleichen Daten-
quelle zeigt sich: 
– Hinsichtlich anderer Kriterien (Verdienst, Auf-

stiegsmöglichkeiten, Arbeitsplatzsicherheit) er-
fahren Berufswechsler mehrheitlich deutlich 
häufi ger Verschlechterungen als Verbesserun-
gen;

– das Verhältnis von Verbesserungen zu Ver-
schlechterungen hat sich in den letzten gut 
20 Jahren immer ungünstiger entwickelt;

– Berufswechsler berichten in allen erwähnten 
Dimensionen von Verschlechterungen umso 
häufi ger, je älter sie beim Berufswechsel sind.

Ein weiteres, noch gewichtigeres Beispiel für Ver-
kürzungen der Belegführung betrifft die Bewer-
tung der Arbeitsbedingungen: Im Bericht zur Be-
standsprüfungsklausel vom November 2010 ar-
gumentiert das BMAS mit – zumindest langsam 
– besser, d. h. alter(n)sgerechter werdenden Ar-
beitsbedingungen,  verbunden mit, wie oben dar-
gestellt, einer besser werdenden subjektiven Ein-
schätzung des Gesundheitszustandes37, der stei-

35 So z. B. Bundesministerin von der Leyen im Hamburger Abendblatt 2010.
36 Die Lehrlingsausbildung fi ndet in diesem Gewerbe im Übrigen auch „auf dem Dach“ statt.
37 Betrachtet man die Ergebnisse aus dem Sozioökonomischen Panel zu dieser Frage, so ist der Trend im Übrigen beileibe nicht so positiv, wie 

ihn die Regierung auf Basis der Zusammenstellung verschiedener Umfragen für 1993, 2003 und 2009 ermittelt (vgl. Abbildung 12).

Abbildung 14: 

Vergleich der Arbeitsbelastungen bei Berufswechslern 1985 - 2007 Angaben in %

Quelle: INIFES, eigene Berechnungen und Darstellung nach Sozioökonomisches Panel.
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genden Lebenserwartung und mit mehr Lebens-
jahren in Gesundheit. Demgegenüber hatte die 
Bundesregierung noch im Juni 2010 in ihrer Ant-
wort auf eine Große Anfrage zum Thema Rente 
mit 67 ausdrücklich konzediert, dass der säkulare 
Trend einer Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen für die letzten Jahrzehnte nicht mehr zutrifft. 
Die klare Aussage lautete38: „Die körperlichen An-
forderungen haben sich seit Mitte der 1980er Jah-
re kaum verändert … Eine deutliche Zunahme 
fi ndet sich dagegen bei den psychischen Anfor-
derungen.“ (Deutscher Bundestag 2010: 77)

Auch hier gilt: Die Probleme und Herausfor-
derungen der Rente mit 67 aus gesundheitswis-
senschaftlicher Sicht sind groß und hochgradig 
gruppenspezifi sch (vgl. Siegrist, Dragano 2007). 
Von daher verbietet sich auch die vereinfachende 
Argumentation mit Durchschnittswerten. Zwi-
schen Variablen wie dem Anteil der Erwerbsmin-
derungsrenten an allen Rentenzugängen, der 
subjektiven Beschreibungen der eigenen Arbeits-
bedingungen und der Einschätzung der eigenen 
Arbeitsfähigkeit bis zur Rente besteht eine hohe 
Korrelation (vgl. Kistler 2008: 44 ff.). Dabei lassen 
sich durchgängig, über die verschiedensten Da-
tengrundlagen und Indikatoren hinweg, recht 
einheitlich auch die Berufsgruppen identifi zie-
ren39, bei denen ein hoher Anteil von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern schon nicht bis 65, 
geschweige bis 67 arbeiten kann. Gleichzeitig sind 
dies weitgehend auch diejenigen Gruppen, bei 
 denen die Arbeitsunfähigkeitsindikatoren40 (wie 

hohe Fehlzeiten) v. a. bei den Älteren, hohe Werte 
aufweisen und die auf der anderen Seite beson-
ders selten in Maßnahmen des alter(n)sgerech-
ten Arbeitens ein bezogen werden. „Wenn Betrie-
be umdenken, dann richtet sich dies vor allem 
auf Wissensträger und Führungskräfte. Nur selten 
schließt man auch gering bis mäßig qualifi zierte 
Arbeitnehmer in die Überlegungen ein.“ (Promber-
ger, Wübbeke 2006: 4) So sind auch im interna-
tionalen Vergleich die viel zu geringen und rück-
läufi gen Anstrengungen der Betriebe für die Wei-
terbildung ihrer Beschäftigten und insbesondere 
die (wachsende) Gruppenspezifi tät der Weiterbil-
dung hier zu nennende Probleme: Die Spanne in 
der Be teiligung von Hoch- bzw. geringer Qualifi -
zierten wächst; Ältere bleiben in der Weiterbil-
dungsförderung außen vor, ebenso wie die zu-
nehmende Zahl atypisch Beschäftigter (vgl. Kist-
ler 2010).

Belastende Arbeitsbedingungen, die eine 
Rente mit 67 für viele Beschäftigte unerreichbar 
machen, beziehen sich dabei nicht nur auf die 
„klassischen“ Ursachen von vorzeitigem Verlust 
der Arbeitsfähigkeit bzw. vorzeitigem Ausschei-
den wie Schicht- und Nachtarbeit oder schwere 
körperliche Arbeit, sondern häufi g auch auf das 
Zusammenwirken verschiedener Belastungen 
und ihre Dauerwirkung über längere Zeit hinweg. 
Gerade in erwerbsbiografi scher Perspektive zei-
gen sich die Langzeitfolgen besonders deutlich 
(vgl. Trischler, Kistler 2010; Bäcker u. a. 2009, 
Dragano 2007; vgl. auch weiter unten).

38 Dies stimmt mit dem Forschungsstand durchaus überein und zeigt sich in verschiedensten Datenquellen, auch international. In Zeiten 
zunehmender Arbeitsverdichtung und des shareholder-value drohen die Arbeitsbedingungen unter die Räder zu kommen.

39 Die Bundesregierung hat sich in ihrer Antwort auf die Große Anfrage hierzu recht klar geäußert und Problemgruppen genannt – im 
Bericht zur Bestandsprüfungsklausel wird auf all das nicht eingegangen.

40 Die über Jahre gesunkenen Fehlzeiten, die im Übrigen aktuell wieder steigen, sind nicht nur eine Folge der Verschiebungen der Wirt-
schaftsstruktur hin zur Dienstleistungsökonomie und der veränderten Arbeitsbedingungen, sondern haben auch mit der hohen Angst 
vor Entlassungen zu tun. Parallel ist der „Präsentismus“ angestiegen; viele Beschäftigte schleppen sich – mit oft erheblichen Folgen für 
sich, die Betriebe und die Sozialversicherung – krank zur Arbeit. Die Selbstmedikation bis hin zu Aufputschmitteln (Doping für die Ar-
beit) ist zum Problem geworden (vgl. DGB 2010).
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Laut § 154 RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz hat 
die Bundesregierung in ihren alle vier Jahre vor-
zulegenden Berichten neben der Arbeitsmarkt-
entwicklung für Ältere auch über deren wirt-
schaftliche und soziale Lage zu berichten. 

7.1 Argumente

Wenn die optimistische Sicht auf die zukünftige 
Beschäftigungslage älterer Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer eintrifft, wenn also eine Wei-
terarbeit bis zum 67. Lebensjahr sowohl wegen 
der zukünftigen Arbeitskräfteknappheit auf dem 
Arbeitsmarkt als auch wegen des guten Gesund-
heitszustandes der Beschäftigten möglich ist, und 
wenn sich das Problem der Arbeitslosigkeit im Al-
ter weitgehend löst, dann führt die Rente 67 nicht 
zu sozialen Problemen, sondern verringert diese 
eher. Denn durch zwei Jahre längeres Arbeiten 
und zwei Jahre mehr an Beitragszahlungen erhö-
hen sich die Rentenansprüche (die ansonsten ja 

– unter der Maßgabe der Beitragssatzstabilität – 
wegen der längeren Rentenbezugsdauer sogar 
niedriger ausfallen müssten). Die Folgen des absin-
kenden Rentenniveaus können damit deutlich 
gemindert werden. Auch das Risiko einer wach-
senden Altersarmut würde sich dadurch begren-
zen. Insofern liegt es in der Logik der Argumen-
tations führung, dass von einer Heraufsetzung der 
Regelaltersgrenze keine negativen sozialen Folge-
wirkungen erwartet werden41. 

Als durchweg positiv wird auch die Situation 
der Beschäftigten in den Altersgruppen vor dem 
Altersübergang eingeschätzt: „Die wirtschaftliche 
und soziale Lage der älteren Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer hat sich deutlich verbessert.“ 
(BMAS 2010 a: II) Als Beleg wird zunächst darauf 
verwiesen, dass die versicherungspfl ichtigen Ent-
gelte der 55- bis 64-jährigen rentenversicherungs-
pfl ichtig Beschäftigten höher und im Vergleich 
2003 - 2008 sogar leicht zunehmend höher aus-
fallen als bei den 20- bis 54-Jährigen (vgl. Ta -
belle 3).

7. Höhere Renten durch verlängerte Beschäftigung oder höhere 

 Armutsrisiken durch Arbeitslosigkeit und Rentenabschläge? 

41 Ausgeschlossen wird allerdings nicht, dass wegen anderer Entwicklungen, insbesondere wegen der anhaltenden Strukturverschiebungen 
auf dem Arbeitsmarkt (u. a. Niedriglöhne, prekäre und diskontinuierliche Beschäftigung), zukünftig die Altersarmut steigt. Entsprechend 
der Koalitionsvereinbarung hat die Bundesregierung eine Kommission eingesetzt, die sich dem Problem der Altersarmut widmen soll.

Tabelle 3: 

Durchschnittliches versicherungspfl ichtiges Entgelt der rentenversicherungspfl ichtig 

Beschäftigten 2003 und 2008 Angaben in € und in % des Gesamtdurchschnitts

Insgesamt Frauen Männer

2003 2008 2003 2008 2003 2008

Altersgruppe € % € % € % € % € % € %

20 - 54 25.867 99,5 27.728 99,2 20.957 80,6 22.332 79,9 29.710 114,2 31.990 114,5

55 - 64 27.314 105,0 29.506 105,6 20.469 78,7 22.945 82,1 32.181 123,7 34.693 124,2

Quelle: BMAS 2010a: 30.
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Als weitere Kennziffern dafür, dass es bei 
der wirtschaftlichen und sozialen Lage der 55- bis 
64-Jährigen keine größeren Probleme gibt, wird 
angeführt, dass 
– sich durchschnittlich mehr Ältere in den obe-

ren Einkommensgruppen fi nden,
– sich die genannten Punkte auch im Sozioöko-

nomischen Panel auf Haushaltsebene bestä-
tigen, wobei dieses auch zeigt, dass Ältere bei 
den anderen Einkommen neben den Haus-
haltserwerbseinkommen höhere Beträge erzie-
len als Jüngere,

– die Schichtung des realen monatlichen Netto-
äquivalenzeinkommens die Älteren im Vorteil 
zeigt und schließlich dass

– die Nettovermögensbestände bei Älteren er-
heblich höher sind als bei Jüngeren (vgl. BMAS 
2010a: 29 ff.)42.

7.2 Gegenargumente

Die Frage bleibt: Wenn die optimistischen An-
nahmen nicht eintreffen oder nur für jene Be-
schäftigten gelten, die aufgrund ihrer Qualifi ka-
tion, Gesundheit und Einkommenslage ohnehin 
besser gestellt sind – welche wirtschaftlichen und 
sozialen Rückwirkungen hat die Rente mit 67 für 
die Gruppe derer, die aus unterschiedlichen Grün-
den nicht bis zur Regelaltersgrenze arbeiten kön-
nen? Welche Folgen ergeben sich aus einer sol-
chen Spaltung des Altersübergangs für die Situa-
tion vor dem Renteneintritt und für die Höhe der 
Renten nach dem Rentenzugang?

7.2.1 Prekäre Altersübergänge und 
 Rentenabschläge

Aussagen über die Einkommenslage älterer Arbeit-
nehmer im rentennahen Alter sind wenig aussage-
fähig, wenn allein auf die (noch) Beschäftigten 
abgestellt und zudem mit Durchschnittswerten 

operiert wird. Die sozialen Differenzierungen in 
der Phase des Altersübergangs werden dadurch 
systematisch ausgeblendet43. Denn diejenigen, 
die mit 55 bis 64 Jahren rentenversicherungs-
pfl ichtig beschäftigt sind, sind die „Überleben-
den“. Sie haben eher eine höhere Qualifi kation 
und hatten in der Tendenz auch eher keine oder 
geringere abträgliche Arbeitsbelastungen, also 
die besseren Jobs. Und: Im Schnitt hatten sie und 
haben sie noch eine bessere Bezahlung (was wie-
derum auch mit den Möglichkeiten des Aufbaus 
von Vermögenswerten zu tun hat und höhere 
Einkommen neben den Arbeitseinkommen er-
klärt). Bezieht man sich nur auf diese Gruppe, 
wird die Situation der – bereits mehrfach erwähn-
ten – Gruppe der älteren Beschäftigten ausge-
klammert, deren Altersübergang als problema-
tisch einzuschätzen ist, weil vor dem Bezug der 
Altersrente eine Zeit anhaltender Arbeitslosigkeit 
und / oder von prekären Beschäftigungsverhält-
nissen liegt. 

In diesen Fällen kommt es zu deutlichen Ein-
kommensverlusten in der letzten Phase des Er-
werbslebens. Dies trifft im besonderen Maße für 
Langzeitarbeitslose zu, die infolge der Abstufung 
Arbeitseinkommen – lohnbezogenes Arbeitslosen-
geld – fürsorgeförmiges Arbeitslosengeld II einen 
sozialen Absturz bis hin zum Existenzminimum 
erfahren (Mika, Baumann 2008: 605 ff.). Durch 
den begrenzten Zeitraum des Arbeitslosengeld-
bezugs (18 Monate für Arbeitslose ab 55 Jahren 
bzw. 24 Monate für Arbeitslose ab 58 Jahren) hat 
die Höhe des Einkommens recht bald keinen Be-
zug mehr zum vormaligen Arbeitsentgelt44. Als 
Leistungsvoraussetzung gilt zudem die Hilfe-
bedürftigkeit des Haushalts/der Bedarfsgemein-
schaft. Folge ist, dass arbeitslose (Ehe)Partner 
überhaupt keine Leistungen mehr erhalten, wenn 
das Einkommen des Partners (auch nur knapp) 
oberhalb der Bedürftigkeitsschwelle liegt. Vor al-
lem arbeitslose Ehefrauen sind davon betroffen. 

42 Der Hinweis auf das Vermögen wird in der Debatte nicht nur als Wohlstandsindikator angeführt, sondern immer auch als Argument 
dafür, dass Ältere in Zukunft ja auch von bzw. aus diesen Vermögen leben könnten. Dass dies eine weitgehende Illusion ist – im Übrigen 
gleichermaßen bei Erbschaften (vgl. Vogel u. a. 2010) – erweisen gemeinsame Analysen von Einkommens- und Vermögensverteilungen (vgl. 
z. B. Frick, Grabka 2009). Die Vermögen bzw. Erbmassen sind nämlich noch viel ungleicher verteilt als die Einkommen und Renten.

43 Das gilt ähnlich wie bei den oben referierten Argumenten zur durchschnittlich gestiegenen Lebenserwartung, Gesundheitseinschätzung 
etc. Niemand bestreitet, dass die nachrückenden älteren Arbeitnehmer im Schnitt länger leben und fi tter sind als die Vorgängerkohorten.

44 Der befristete Zuschlag zum ALG II, der den Einkommensabsturz für einen Zeitraum von zwei Jahren im begrenzten Maße degressiv 
abgefedert hat, ist ab 2011 entfallen. 
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Die Rentenanwartschaften, die während der 
Arbeitslosigkeit im Leistungskreis des SGB II er-
worben werden können, fallen außerordentlich 
niedrig aus. Die bisherigen vom Bund bezahlten 
Pfl ichtbeiträge für ALG II Empfänger haben pro 
Jahr gerade einmal zu einer Erhöhung des monat-
lichen Rentenanspruchs von 2,18 Euro (Stand 
2010 / 2011) geführt. Seit Anfang 2011 sind diese 
Pfl ichtbeiträge sogar gestrichen worden, Zeiten 
des ALG II Bezugs gelten nunmehr als Anrech-
nungszeiten. Da keine Beiträge mehr zur Renten-
versicherung entrichtet werden, können während 
des Bezugs von ALG II auch keine Ansprüche auf 
eine Rente wegen Erwerbsminderung erworben 
werden. Damit und mit den um sich greifenden 
atypischen Beschäftigungsverhältnissen, die die 
Erwerbsbiografi en destabilisieren sowie den im-
mer häufi geren Arbeitslosigkeitsphasen im Le-
bensverlauf (vgl. Dundler, Müller 2006; Trischler , 
Kistler 2010 a; Loose , Ohsmann 2010: 434 ff.) 
sind die Grundlagen für niedrige Alterseinkom-

men und ein steigendes Armutsrisiko im Alter ge-
legt. Die von Kruse (2007: 736) getroffene Fest-
stellung gilt bis heute weiter: „Allerdings beruht 
dieser starke Anstieg der Erwerbstätigenquote der 
55- bis 64-Jährigen seit 2005 – ebenso wie auch 
die Versichertenquote der RV – auch auf demo-
grafi schen Effekten und beinhaltet darüber hin-
aus Versichertengruppen, die keine oder nur ge-
ringe Anwartschaften in der RV erwerben (…), 
für eine Absicherung der Risiken Erwerbsminde-
rung, Alter und Tod des Ehegatten reicht dieser 
Umfang der Erwerbsbeteiligung nicht aus“.

Fast die Hälfte aller Rentenneuzugänge im 
Jahr 2009 (45,2 Prozent) hat eine vorzeitige Al-
tersrente mit Abschlägen bezogen. Wie Abbil-
dung 15 erkennen lässt, kommt es in den neuen 
Bundesländern, die nach wie vor von besonders 
hoher Arbeitslosigkeit betroffen sind, häufi g zu 
den Abschlagsrenten. Dies verweist darauf, dass 
ein vorzeitiger Rentenbezug nicht allein als Aus-
druck einer freien Entscheidung, gleichermaßen 

Abbildung 15:

Rentenabschläge bei Neuzugängen von Altersrenten 2000 - 2009 
Rentenneuzugänge; Männer und Frauen, alte und neue Bundesländer

Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund 2010: Rentenzugang 2009, Berlin.
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als individuelle Wahl zwischen einem frühen 
Ausstieg aus den Mühen des Arbeitslebens und 
Einbußen im Alterseinkommen interpretiert wer-
den kann. Der Entschluss, Abschläge in Kauf zu 
nehmen, wird vielmehr maßgeblich von den Ar-
beitsbedingungen und -belastungen, dem Ge-
sundheitszustand und vor allem von der Lage auf 
dem Arbeitsmarkt beeinfl usst. So zeigen Befunde 
aus 2009, dass die durchschnittlichen Abschlags-
monate bei Renteneintritten aus Langzeit- und 
Übergangsarbeitslosigkeit besonders hoch liegen 
(vgl. Tabelle 4). Zudem gilt, dass Frauen stärker 
als Männer und Versicherte aus den neuen stär-
ker als Versicherte aus den alten Ländern betrof-
fen sind. 

Ob und in welchem Maße infolge der Alters-
grenzenanhebung die Anteile der Renten mit Ab-
schlägen zunehmen und wie hoch in Zukunft die 
durchschnittlichen Abschlagsmonate und -beträ-
ge ausfallen werden, ist schwer abzuschätzen: Auf 
der einen Seite werden sich bei der fl exiblen Al-
tersgrenze mit 63 Jahren die Abschläge auf maxi-
mal 18 Prozent erhöhen, und auch die Zahl derer, 

die eine vorgezogene Rente wegen Schwerbehin-
derung mit Abschlägen wahrnehmen, dürfte stei-
gen. Auf der anderen Seite haben die Jahrgänge 
1952 und jünger bereits ab 2012 keine Möglich-
keiten mehr, die vorgezogene Altersrente für 
Frauen (mit Abschlägen von maximal 18 Prozent) 
und die Altersrente wegen Arbeitslosigkeit und 
nach Altersteilzeit (mit Abschlägen von maximal 
7,2 Prozent) in Anspruch zu nehmen.

Aber auch ohne Abschläge, bei einer Weiter-
arbeit bis 67, werden zukünftig die Renten kei-
neswegs höher ausfallen als bislang. Denn es wird 
häufi g übersehen, dass nach geltendem Recht 
 Beschäftigte, die bis 67, zwei Jahre über das heu-
tige Regelrentenalter hinaus arbeiten, zu den zu-
sätzlichen erworbenen Entgeltpunkten noch 
Rentenzuschläge von 0,5 Prozent je Monat erhal-
ten, so dass ihre Rente um 12 Prozent höher liegt 
(24 Monate x 0,5 Prozent) als wenn sie mit 65 
in Rente gehen würden. Infolge der Anhebung 
der Regelaltersgrenze entfallen diese Zuschläge, 
d. h. die Rentenansprüche verringern sich dem-
gegenüber durch die Rente mit 67.

Tabelle 4: 

Durchschnittliche Abschlagsmonate für inländische Altersrentenzugänge 2009 
Angaben in Monaten

Westdeutschland Ostdeutschland

Männer Frauen Männer Frauen

n.q. q. h.q. n.q. q. h.q. n.q. q. h.q. n.q. q. h.q.

Renteneintritt aus 
stabiler Beschäftigung

15,4 18,7 15,2 29,1 29,9 17,7 14,4 15,1 11,4 36,3 31,4 28,7

Renteneintritt aus 
Übergangsarbeitslosigkeit

15,2 15,3 20,2 29,5 33,1 (29,4) 26,1 23,1 19,2 42,7 38,7 (30,4)

Renteneintritt aus 
Langzeitarbeitslosigkeit

21,3 30,1 37,0 33,9 38,0 (25,4) 29,6 33,4 29,2 47,9 47,1 (49,2)

Alle inländischen 
Altersrentenzugänge

16,3 19,0 15,9 26,7 29,5 17,5 23,5 21,5 13,5 44,2 38,3 31,2

Quelle: Astleithner u. a. 2010: 554.

n.q. = niedrigqualifi ziert q. = qualifi ziert h.q. = hochqualifi ziert (Fallzahl kleiner 40)



41

WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

7.2.2  Niedrigrenten und Armutsrisiken im Alter

Ungesicherte Altersübergänge verstärken den 
Trend einer Ausbreitung von Niedrigrenten und 
erhöhen das Risiko der Altersarmut. Rentenab-
schläge und unzureichende Anwartschaften aus 
Phasen von (Langzeit)Arbeitslosigkeit und pre-
kärer Beschäftigung überlagern sich mit den Ein-
schnitten in der Rentenversicherung, insbeson-
dere hinsichtlich der Absenkung des Rentenni-
veaus (Bäcker 2008 b: 357 ff.) 

Dies macht sich bereits aktuell bei den Ren-
tenneuzugängen der letzten Jahre bemerkbar. 
Abbildung 16 zeigt – hier bezogen auf die alten 
Bundesländer – die Entwicklung der durchschnitt-
lichen Zahlbeträge der Altersrentenzugänge nach 
Rentenarten45 zwischen 1996 - 2009. Wie ersicht-
lich haben sich die Durchschnittsrenten unter-

schiedlich entwickelt und gehen je nach Renten-
art zurück oder nehmen leicht zu.46 Nach 2003 
gab es v. a. bei den Männern auch deutlich sin-
kende Zahlbeträge der Neurenten. Da es sich 
außerdem um reine Nominalwerte handelt, heißt 
dies, dass unter Berücksichtigung der Kaufkraft-
entwicklung bzw. der Preissteigerungsraten die 
realen, preisbereinigten Renten massiv gesunken 
sind. Ein Ausgleich durch Leistungen der priva-
ten oder betrieblichen Altersvorsorge ist dabei 
gerade bei jenen Rentnern wenig wahrscheinlich, 
deren Altersübergang sich prekär gestaltet.

Es ist bekannt, dass niedrige Renten noch 
keine Information über die gesamte Einkom-
menslage einer Person bzw. eines Haushaltes zu-
lassen und damit auch nicht mit Armut gleich-
zusetzen sind. Denn zum einen können Versi-
chertenrenten noch durch abgeleitete Renten (im 

Abbildung 16:

Durchschnittliche Höhe von Altersrenten im Rentenzugang 1995 - 2009
nach Rentenarten und Geschlecht, alte Bundesländer, Zahlbeträge in € / Monat

Quelle: Deutsche Rentenversicherung 2010: Rentenversicherung in Zahlen, Berlin.
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46 Die Höhe der Zugangsrenten je Rentenart hängt von mehreren Faktoren ab, so von der Entwicklung der Beschäftigungs- und Versiche-

rungsdauer sowie der Entgeltpunkte als auch von den Verschiebungen zwischen den Rentenarten. Der Zuwachs der Durchschnittsbeträ-
ge bei den Regelaltersrenten für Männer dürfte auch damit zusammenhängen, dass durch die Begrenzung des vorzeitigen Rentenbezuges 
die Regelaltersrente zunehmend von Versicherten mit langer Versicherungsdauer in Anspruch genommen wird. 
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Hinterbliebenenfall) sowie durch Renten aus an-
deren Alterssicherungssystemen – wie Leistungen 
aus der betrieblichen und privaten Altersvorsorge 
– ergänzt werden. Zum anderen muss das Ein-
kommen des (Ehe)Part ners bzw. der (Ehe)Part-
nerin mit in die Betrachtung einbezogen werden, 
wenn aus dem Haushaltseinkommen gemeinsam 
gewirtschaftet wird. 

Von Einkommensarmut im Alter kann dann 
gesprochen werden, wenn das bedarfsgewichtete 
Pro-Kopf-Einkommen (Nettoäquivalenzeinkom-
men) von Mitgliedern eines Haushalts das sozial-
kulturelle Existenzminimum unterschreitet. Die-
ses Minimum wird üblicherweise bei 60 Prozent 
des Durchschnittseinkommens (Median) festge-
setzt (sog. Armutsrisikoschwelle). Nach der So-

zialberichterstattung des Statistischen Bundes-
amtes (Datenbasis Mikrozensus) beträgt (2009) 
die Armutsrisikoquote bei den Älteren (65 Jahre 
und älter) 11,9 Prozent (vgl. Tabelle 5). 

Zwar liegt damit die Armutsbetroffenheit der 
Älteren unter dem Gesamtdurchschnitt der Be-
völkerung (14,6 Prozent), doch kann nicht be-
hauptet werden, Altersarmut sei kein aktuelles 
Problem. In Westdeutschland liegt die Armuts-
risikoquote außerdem schon mit 14,1 Prozent 
sehr nahe beim Durchschnittswert und in eini-
gen Bundesländern wie Bayern und Rheinland-
Pfalz deutlich darüber. Und es deutet alles darauf 
hin, dass dieses soziale Problem in Zukunft an 
 Bedeutung gewinnen wird.

Tabelle 5: 

Armutsrisikoquoten in Deutschland 2005 - 2009 (regionaler Median)

2005 in % 2006 in % 2007 in % 2008 in % 2009 in %

Deutschland – insgesamt 14,7 14,0 14,3 14,4 14,6

Deutschland – 65 und älter 11,0 10,4 11,3 12,0 11,9

Westdeutschland – insgesamt 14,8 14,2 14,3 14,5 14,8

Westdeutschland – 65 und älter 13,5 12,7 13,7 14,3 14,1

Ostdeutschland – insgesamt 14,3 13,3 13,5 13,8 13,8

Ostdeutschland – 65 und älter 5,3 4,8 5,1 5,5 5,2

Quelle: Sozialberichterstattung der amtlichen Statistik (Mikrozensus).
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Die Gegenüberstellung von Argumenten und 
 Gegenargumenten sollte deutlich machen, dass 
es zwischen Befürwortern und Gegnern einer ab 
2012 einsetzenden Heraufsetzung der Regelalters-
grenze auf 67 Jahre unterschiedliche Antworten 
auf folgende Fragen gibt. 
– In welchem Maße hängt die Finanzierbarkeit 

der Rentenversicherung in den nächsten Jah-
ren und Jahrzehnten tatsächlich von der Her-
aufsetzung der Regelaltersgrenze ab und wel-
cher Stellenwert wird dem Ziel der Beitrags-
satzstabilität beigemessen?

– Ist absehbar, dass es aufgrund des demografi -
schen Umbruchs alsbald zu einem Fachkräfte-
mangel kommt? Muss die Bereitschaft der Be-
schäftigten, auch über 65 Jahre hinaus zu arbei-
ten, über das Instrument einer späteren Bezugs-
möglichkeit einer abschlagfreien Altersgrenze 
fi nanziell gleichsam erzwungen werden?

– Kann davon ausgegangen werden, dass sich 
die Arbeitslosigkeit älterer Beschäftigter im 
Zuge der allgemeinen Verbesserung der Ar-
beitsmarktlage schon bald abbaut, so dass in 
Zukunft gewährleistet ist, dass der Übergang in 
die Regelaltersgrenze 67 regelmäßig aus einer 
versicherungspfl ichtigen Beschäftigung heraus 
erfolgt?

– Wie groß ist der Kreis der Beschäftigten, der in 
den nächsten Jahren körperlich und psychisch 
in der Lage sein wird, auch bis zur Regelalters-
grenze durchzuhalten? Werden die Betriebe 
auf breiter Front die Arbeitsplätze so gestalten, 
dass sie alterns- und altersgerecht sind?

Die Antwort auf diese Fragen fällt aus unserer 
Sicht nicht so aus, dass die ab 2012 beginnende 
schrittweise Heraufsetzung der Regelaltersgrenze 
in dieser Form ohne größte Probleme realisierbar 

wäre bzw. überhaupt nötig ist. Zwar gehen auch 
wir davon aus, dass angesichts der Alterung der 
Gesellschaft eine Verlängerung der Lebensarbeits-
zeit – näher heran an die Regelaltersgrenze 65 
für mehr Versicherte – sinnvoll wäre. Aber dafür 
müssen auf dem Arbeitsmarkt erst einmal die 
Voraussetzungen geschaffen werden. Diese sind 
derzeit nicht erfüllt: Solange nämlich die Arbeits-
marktlage durch hohe Arbeitslosigkeit gerade von 
Älteren geprägt ist und der Gesundheitszustand 
vieler Beschäftigten eine Weiterarbeit nicht zu-
lässt, hat eine heraufgesetzte Regelaltersgrenze 
zur Folge, dass ein Großteil der Älteren in prekäre 
Altersübergänge getrieben wird. Wie groß diese 
Personengruppe in Zukunft sein wird, die unter 
unzureichenden Rentenanwartschaften und Ren-
tenabschlägen zu leiden hat, lässt sich nicht 
exakt abschätzen. Entscheidend wird sein, wie 
sich der Arbeitsmarkt entwickelt und welche Fort-
schritte bei den Arbeitsbedingungen gemacht 
werden. Sicher ist aber, dass es einen Automa-
tismus, nach dem der demografi sche Umbruch 
direkt zu Vollbeschäftigung und gar Arbeitskräf-
teknappheit führt, nicht gibt. Und die Strategie, 
über erhöhte Altersgrenzen und Rentenabschläge 
erst einmal Druck aufzubauen, der dann sowohl 
die Beschäftigten zwingt weiter zu arbeiten, als 
auch die Betriebe veranlasst, die Arbeitsbedin-
gungen entsprechend anzupassen, ist höchst ris-
kant und sozialpolitisch nicht zu verantworten. 
Die Erwartung, die Wirtschaft – oder „der Markt“ 
– werde schon die entsprechenden Arbeitsplätze 
(bzw. auch die nötigen Arbeitsbedingungen) 
schaffen, nimmt nämlich keine Rücksicht darauf, 
was passiert, wenn diese Annahme nicht eintritt. 

Im Ergebnis wird damit die soziale Polari-
sierung des Alters47, die durch die Teilprivatisie-

8. Fazit und Ausblick

47 Die These der sozialen Polarisierung des Alters ist hier als analytische Zuspitzung formuliert. In der Wirklichkeit wird es ein abgestuftes 
Zwischenfeld zwischen den Extremen geben.
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rung der Alterssicherung (Absenkung des Renten-
niveaus, Ausbau und Förderung der betrieblichen 
oder privaten Altersvorsorge) eingeleitet worden 
ist, vertieft. Während die qualifi zierten Beschäf-
tigten mit einem in der Regel besseren Gesund-
heitszustand und leichteren Arbeitsbedingungen 
länger arbeiten können und werden, auch weil 
die Unternehmen daran ein Interesse haben, sind 
die Beschäftigten im unteren Qualifi kationsbe-
reich sowohl hinsichtlich ihrer gesundheitlichen 
Konstitution als auch der belastenden Arbeitsbe-
dingungen dazu nicht in der Lage. Zugleich ist 
in diesem unteren Beschäftigungssegment eine 
Arbeitskräfteknappheit auch auf längere Dauer 
nicht zu erwarten, zumal wenn man an die Öff-
nung der Arbeitsmärkte im EU-Raum denkt. Da 
die erstgenannte Gruppe über ein höheres Ein-
kommen verfügt und in der Rentenversicherung 
wie in der betrieblichen und privaten Altersvor-
sorge gut abgesichert ist, wären hier Abschläge 
fi nanziell noch am leichtesten verkraftbar. Tat-
sächlich müssen unter dem Druck der Verhält-
nisse die Abschläge aber von jenen in Kauf ge-
nommen werden, denen eine Weiterarbeit bis 
67 kaum möglich ist, die aber nur über niedrige 
Einkommen und Renten verfügen und auch nicht 
oder nur sehr begrenzt auf ergänzende Leistun-
gen aus der betrieblichen und privaten Alters-
vorsorge zurückgreifen können. 

Die Politik wäre also gut beraten, sich vor-
rangig darum zu kümmern, die Voraussetzungen 
dafür zu gewährleisten, dass die hohe Arbeitslo-
sigkeit im Alter tatsächlich abgebaut (und nicht 
nur statistisch verschleiert) wird und dass mög-
lichst viele die Altersgrenze 65 auch in Gesund-
heit erreichen. Ob eine bestimmte Beschäfti-
gungsquote in den rentennahen Jahrgängen da-
für der treffende Indikator ist, müsste geprüft 
werden. 

Zu prüfen ist ebenfalls, wie tragfähig die Stra-
tegie der Politik ist, die Lösung der anhaltenden 
Beschäftigungsprobleme auf die Tarifparteien zu 

übertragen (vgl. BMAS 2010 a: 71). Die Ergebnisse 
zum alter(n)sgerechten Arbeiten (vgl. oben Punkt 
6.2) zeigen, dass entsprechende Maßnahmen, 
wenn überhaupt, dann eher in großen Betrieben 
zu fi nden sind48. In den kleinen und mittleren 
 Betrieben – in denen die Mehrzahl der Arbeit neh-
merinnen und Arbeitnehmer beschäftigt ist – ist 
die Reichweite der Tarifverträge gering und die 
Vertretung durch Betriebsräte / Personalräte dünn. 
Damit soll der Wert von „Demografi e-Tarifverträ-
gen“ wie in der chemischen, Metall- und Stahl-
industrie nicht geleugnet werden – sie wären 
auch in anderen Branchen mehr als begrüßens-
wert (vgl. dazu auch BMAS 2010a: 78 f.)! Es wäre 
aber zu analysieren, inwieweit unter deren Schirm 
wirklich Maßnahmen zum alter(n)sgerechten Ar-
beiten im Vordergrund stehen oder doch eher 
Maßnahmen, die vor allem besonders belasteten 
Beschäftigtengruppen ein vorzeitiges Ausschei-
den erleichtern bzw. die die Altersteilzeit reakti-
vieren. Wenn dies der Fall wäre, so ist daran si-
cherlich nichts Verwerfl iches, da es darum geht, 
jenen Beschäftigten, die nicht mehr weiterarbei-
ten können, einen sozial verträglichen Übergang 
bis zum Renteneinstieg zu verschaffen. Aber die 
Frage bleibt, ob es nicht gerade Aufgabe gesetzli-
cher Regelungen wäre, solche Regelungen zu ver-
allgemeinern, also auch für jene wirksam zu ma-
chen, die nicht von Tarifverträgen erfasst wer-
den. 

Hierzu reicht es auch nicht aus, das „Scharf-
schalten“ der Rente mit 67 alleine vom Erreichen 
eines bestimmten Grenzwerts bei der Beschäfti-
gungsquote Älterer abhängig zu machen. Denn 
es geht auch um Lösungen für diejenigen Grup-
pen, in denen ein Großteil der Beschäftigten es 
nicht schafft, nicht einmal bis zum 65. Lebens-
jahr erwerbstätig zu sein.

Für diejenigen, die in Erwerbsminderungs-
renten münden – circa 20 Prozent der Rentenzu-
gänge – ist dieser Weg meist alternativlos (vgl. 
Rehfeld 2006)49. Hier muss eine Verbesserung der 

48 Andererseits ist aus Befragungen von Personalverantwortlichen in Großbetrieben auch bekannt (vgl. Capgemini, versch. Jahre), dass das 
Thema „demografi sche Herausforderungen“ zwar immer als Zukunftsthema hoch auf der Agenda steht, bei retrospektiver Frage aber 
letztlich immer nur eine geringe Rolle gespielt hat.

49 Immerhin liegt die fernere Lebenserwartung von 65-jährigen Frührentnern im Vergleich zu den übrigen Altersrentnern um ca. 3-4 Jahre 
niedriger (vgl. Rehfeld 2006: 17). 
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Bedingungen des Rentenbezugs und der Kondi-
tionen von EM-Renten ansetzen (vgl. Bäcker u. a. 
2011). Unter den bestehenden restriktiven Bedin-
gungen des Zugangs zu einer EM-Rente gibt es 
aber einen Anteil weiterer Beschäftigter, die – 
beim besten Willen – nicht so lange erwerbstätig 
sein können und bisher in andere Frühverren-
tungswege ausweichen konnten. Auch für diese 
müssen Regelungen gefunden werden, damit sich 
ihre Situation vor und nach dem Erwerbsaustritt 
nicht verschlechtert. Wir schätzen ihren Anteil – 
neben den EM-Rentenzugängen – auf weitere 
ca.15 - 20 Prozent aller Rentenzugänge. Ihr Risiko, 
in Altersarmut zu verfallen, steigt besonders 
durch die bei ihnen zu erwartende Zunahme von 
(Langzeit-)Arbeitslosigkeit im Altersübergang so-
wie mehr und höher abschlagsbewehrte vorzei-
tige Rentenzugänge.

Dabei ist dieses gruppenspezifi sche Risiko 
immer vor dem Hintergrund zu sehen, dass das 
Ziel der Lebensstandardsicherung aufgegeben 
wurde und die Entwicklung der realen Zahlbeträ-

ge der Versichertenrenten nach unten weist. So 
gesehen ist es verständlich, wenn die Frage auf-
geworfen wird, ob es nicht besser wäre, „wenn 
sich Gewerkschaften und Sozialverbände nicht 
auf einen Kampf gegen die „Rente mit 67“ kon-
zentriert hätten, sondern das Sinken des Ren-
tenniveaus zum zentralen Thema gemacht hät-
ten“ (Schmähl 2010: 14). Diese Entgegensetzung 
sehen wir jedoch nicht. Beide Fehlentwicklungen 
müssen gleichermaßen auf den Prüfstand50, denn 
sie beruhen gleichermaßen auf der Fehleinschät-
zung, die Maßnahmen seien aus demografi schen 
Gründen „alternativlos“. Bei beiden wird ein Ge-
nerationenkonfl ikt kon struiert und auf eine in-
tergenerative Gerechtigkeit abgestellt, die den 
Verteilungskonfl ikt – zwischen Arm und Reich 
und auch zwischen Arbeit und Kapital – aus-
klammert (vgl. Bäcker 2004: 12 ff.). Und bei bei-
den dominiert das Ziel der Beitragssatzstabilität, 
dies allerdings nur für die Arbeitgeber – nicht für 
die Versicherten und Arbeitnehmer.

50 Dass dies durchaus möglich ist, zeigt z. B. die Studie von Dedring u. a. 2010.
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